
 

 

 

 

 

Untersuchung der ethischen Legitimation der 

Preisdifferenzierung dritten Grades 

 

 

 

Bachelorarbeit 

 

 

Universität Zürich 

Institut für Informatik 

 

 

 

 

 

Autor: Fabio Gadient 

Matrikelnummer: 15729577 

Studienrichtung: Betriebswirtschaftslehre 

Nebenfach: Wirtschaftsinformatik 

Betreuer: Prof. Dr. Lorenz Hilty 

Eingereicht am: 001.08.2020 

 

  



  Abstract 

 

II 

 

Abstract 

Bei der Preisdifferenzierung dritten Grades gewährt ein Anbieter unterschiedlichen 

Konsumenten eine gleichartige Leistung ausschliesslich zu einem unterschiedli-

chen Preis (Varian, 1996). Klassischerweise beruht der differenzierte Preis auf der 

individuellen Zahlungsbereitschaft des Konsumenten, wodurch dessen Konsumen-

tenrente besser abgeschöpft werden kann (Miller, 2014). Somit nimmt der Anbieter 

durch die Kenntnis der jeweiligen Zahlungsbereitschaften und seiner monopolisti-

schen Marktmacht, welche nach Phlips (1983) als Voraussetzung der Preisdifferen-

zierung gilt, eine Machtposition gegenüber dem Konsumenten ein. Es ist ersicht-

lich, dass das Ausnutzen dieser Machtposition zwecks der eigensinnigen Gewinn-

maximierung ein ethisches Konfliktpotential birgt. Zudem legen theoretische wie 

auch empirische Untersuchungen nahe, dass die Preisdifferenzierung von den Kon-

sumenten als unfair wahrgenommen wird (Schwaiger & Hufnagel, 2018). Die 

wahrgenommene Unfairness beruht dabei auf der Verletzung von Normen (Xia, 

Monroe, & Cox, 2004). 

In der vorliegenden Arbeit wird die ethische Legitimation der Preisdifferenzierung 

dritten Grades untersucht. Dabei orientiert sich der Autor an dem Schema der ethi-

schen Entscheidfindung von Bleisch und Huppenbauer (2014). Ziel dieser Arbeit 

ist es, die moralischen Normen und Werte, welche bei der Preisdifferenzierung drit-

ten Grades von Bedeutung sind, zu identifizieren, um diese in einem zweiten Schritt 

gegeneinander abzuwiegen. Auf Basis dieser Güterabwägung wird abschliessend 

eine Entscheidung getroffen, wie die Preisdifferenzierung dritten Grades ethisch zu 

bewerten ist.   
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1 Einleitung 

”Some people pay more just because of who they are.“   

So lautete der Vorwurf von Paul Krugman (2000, S. 35) in der New York Times, als herauskam, 

dass Amazon.com für dieselbe DVD von verschiedenen Konsumenten unterschiedliche Preise 

verlangte. Der gesellschaftliche Aufschrei und die Empörung waren gross, weshalb sich Ama-

zon gezwungen sah zu versprechen, ihre Preispolitik zu ändern und den benachteiligten Kon-

sumenten Rückerstattung zu leisten (Elegido, 2011). Preisdifferenzierung nennt sich diese 

Preispolitik, in der – einfach gesagt – von verschiedenen Konsumenten(-gruppen) unterschied-

liche Preise für gleichartige Produkte oder Dienstleistungen verlangt werden (Varian, 1996). 

Bietet der Anbieter die Leistung dem jeweiligen Konsumenten nur zu dem einen differenzierten 

Preis an, so wird von einer Preisdifferenzierung dritten Grades gesprochen (Varian, 1996). Die 

jeweilige Höhe der differenzierten Preise hängt dabei meist von der geschätzten Zahlungsbe-

reitschaft des jeweiligen Konsumenten ab und erfolgt durch eine Analyse deren Identität, Ei-

genschaften und Verhaltensmustern (Miller, 2014). Hierbei begünstigt der technische Fort-

schritt die Datensammlung, wodurch der Konsument präziser eingeschätzt werden kann (Gre-

wal & Compeau, 1999). Besonders das Aufkommen des E-Commerce und von Big-Data-Ana-

lysealgorithmen tragen dazu bei, dass der Preisdifferenzierung immer mehr Relevanz zukommt 

(Hauser et al., 2017).  

Die Preisdifferenzierung dritten Grades wird von den Konsumenten grösstenteils als unfair 

wahrgenommen (Schwaiger & Hufnagel, 2018), wie anhand des Beispiels von Amazon exemp-

larisch zu sehen ist. Dieser Interessenskonflikt zwischen Unternehmen und Konsumenten soll 

in dieser Arbeit aus einer ethischen Sicht untersucht werden. In der bisherigen Literatur wurde 

die Preisdifferenzierung eher aus einer ökonomischen Betrachtungsweise bearbeitet. So exis-

tieren einige Vorschläge, differenzierte Preise gewinnbringend einzusetzen, was die grundle-

genden moralischen Normen und Werte nicht berücksichtigt. Aus ethischer Perspektive wurde 

die Frage nach der Tausch- resp. Verteilungsgerechtigkeit des ökonomischen Handelns bereits 

ausführlich untersucht, allerdings nur selten mit der Idee der differenzierten Preisstrategie in 

Verbindung gebracht. Ziel dieser Arbeit ist es daher, beide Perspektiven zu vereinen und die 

ethischen Normen zu identifizieren, welche bei der Preisdifferenzierung dritten Grades auftre-

ten. Zudem soll durch eine Güterabwägung der moralischen Argumente untersucht werden, 

unter welchen Umständen Unternehmen von Einheitspreisen auf differenzierte Preise umstei-

gen dürfen oder gar sollen. 
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Dazu wird im folgenden zweiten Kapitel die Preisdifferenzierung genauer vorgestellt und deren 

mikroökonomischer Hintergrund erläutert. Zudem werden zur Abgrenzung des Themengebiets 

einige Modellannahmen getroffen, um später präziser argumentieren zu können. Ebenfalls soll 

kurz auf die Einflüsse und Besonderheiten des E-Commerce eingegangen werden. In einem 

dritten Kapitel werden zur besseren Verständlichkeit einige Fallbeispiele der Preisdifferenzie-

rung aufgeführt, die sich insofern unterscheiden sollen, dass sie verschiedene Voraussetzungen 

zur Analyse mitbringen. Im Zentrum der vorliegenden Arbeit steht die ethische Beurteilung der 

Preisdifferenzierung dritten Grades, welche im vierten Kapitel behandelt wird. Diesbezüglich 

werden in erster Linie differenzierte Preise bei Nichtgrundgütern und in Abhängigkeit der Zah-

lungsbereitschaft untersucht. Die Definition der Grundgüter liefert John Rawls (1971), welcher 

diese als Grundlage allgemeiner Lebensvoraussetzungen sieht. In dieser Arbeit wird sich auf 

handelbare Grundgüter wie Kleidung, Wasser, Nahrung, Wohnung etc. bezogen, wobei auch 

Dienstleistungen in den Bereich der Grundgüter fallen können. Bei der ethischen Beurteilung 

im vierten Kapitel hält sich der Autor weitgehend an das Schema der ethischen Entscheidfin-

dung von Bleisch und Huppenbauer (2014), wobei einzelne Abweichungen vorgenommen wer-

den. So soll in einem ersten Schritt der Ist-Zustand analysiert werden, indem rechtliche Aspekte 

wie auch die betroffenen Stakeholder und deren Argumente untersucht werden. Folgend wer-

den die Argumente zusammengefasst und die daraus entstehenden moralischen Fragen ausge-

arbeitet. Danach werden die Argumente ihren zugrunde liegenden moralischen Normen und 

Werten gegenübergestellt. Zur Beantwortung der moralischen Fragen sollen anschliessend die 

Normen und Werte mit den drei grundlegenden Moraltheorien: der Tugendethik, der Deonto-

logie und dem Utilitarismus abgeglichen werden.  Im fünften und letzten Schritt werden die 

Argumente vor dem Hintergrund der drei Moraltheorien gegeneinander abgewogen und es soll 

eine Entscheidung darüber getroffen werden, welcher deontische Operator (Gebot, Verbot, Er-

laubnis) unter welchen Umständen der Preisdifferenzierung dritten Grades zukommt. Diesbe-

züglich wird ein Schema in der Form eines Entscheidungsbaumes entwickelt. Zusätzlich wer-

den noch die Spezialfälle der Grundgüter und der höheren Bepreisung ärmerer Konsumenten 

untersucht. In einem abschliessenden Fazit sollen die zentralen Ergebnisse dieser Arbeit zu-

sammengefasst werden und es wird ein Ausblick auf noch offengebliebene Fragen gegeben.   
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2 Grundlagen der Preisdifferenzierung 

2.1 Begrifflichkeit 

Da der Begriff der Preisdifferenzierung in der Literatur nicht einheitlich definiert wird, soll hier 

die eher breit gefasste Definition von Fassnacht (2003, S. 486) herangezogen werden, die im 

Laufe dieser Arbeit zunehmend eingeschränkt werden soll. Nach dieser Definition liegt eine 

Preisdifferenzierung vor, wenn: 

ein Anbieter ein Produkt, welches hinsichtlich der räumlichen, zeitlichen, leistungs- und men-

genbezogenen Dimension identisch ist, zu unterschiedlichen Preisen verkauft  

oder  

wenn ein Anbieter Varianten eines Produktes, die sich mindestens in einer der vier genannten 

Dimensionen unterscheiden, ohne dass dabei andere Produkte entstehen, zu verschiedenen Prei-

sen verkauft. 

Demnach umfasst die Preisdifferenzierung nicht nur identische Produkte, sondern auch soge-

nannte Produktvariationen, da aus Konsumentenperspektive eine enge Substitutionsbeziehung 

zwischen den Variationen besteht (Simon, 1992). Wo genau im Einzelfall die Grenze von ähn-

lichen zu anderen Produkten liegt, hat der jeweilige Konsument zu bewerten, da die individu-

ellen Wahrnehmungen auseinandergehen (Fassnacht, 2003).  

2.2 Typisierung nach Pigou 

Arthur Cecile Pigou klassifizierte die Preisdifferenzierung in drei Grade. Bei der Preisdifferen-

zierung ersten Grades verlangt der Anbieter den Preis, den der Konsument maximal zu zahlen 

bereit ist, wobei die Konsumentenrente vollkommen abgeschöpft wird (Pigou, 1932). Dadurch 

maximiert sich der Gewinn des Monopolisten, weshalb diese Art auch die perfekte Preisdiskri-

minierung genannt wird (Phlips, 1983). In der Praxis ist die Ermittlung der maximalen Zah-

lungsbereitschaft meist sehr komplex, weswegen die Preisdifferenzierung ersten Grades haupt-

sächlich von theoretischer Bedeutung ist (Pigou, 1932). Dies liegt daran, dass der Anbieter mit 

jedem Konsumenten einzeln Preisverhandlungen führen müsste, was sich als ausgesprochen 

aufwendig gestalten würde (Pigou, 1932).  

Bei der Preisdifferenzierung zweiten Grades teilt der Anbieter die Konsumenten in Segmente 

mit in sich möglichst homogenen und untereinander möglichst heterogenen Gruppen bezüglich 

der Zahlungsbereitschaft ein (Fassnacht, 2003). Zwischen diesen Segmentgruppen werden an-

schliessend die Preise differenziert (Fassnacht, 2003). Die unterschiedlichen Preise bietet der 

Anbieter allerdings allen Konsumenten an, sodass diese selbst frei wählen können, auf welches 
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Angebot sie eingehen wollen und sich dadurch selbst segmentieren (Simon, 1992). Des Weite-

ren steht es den Konsumenten frei, zwischen den Segmenten im Zeitverlauf zu wechseln (Si-

mon, 1992). Um möglichst erfolgreich die Konsumentenrente abzuschöpfen, muss der Anbieter 

sicherstellen, dass jene Konsumenten mit einer höheren Zahlungsbereitschaft auch ein teureres 

Angebot wählen (Fassnacht, 2003). Da die Konsumenten allerdings in den jeweiligen Segmen-

ten nicht alle eine identisch hohe Zahlungsbereitschaft aufweisen, welche dem geforderten 

Preis entspricht, kann der Anbieter hier nicht die gesamte Konsumentenrente abschöpfen (Fass-

nacht, 2003).  

Bei der Preisdifferenzierung dritten Grades teilt der Anbieter die Konsumenten bezüglich ihrer 

Zahlungsbereitschaft in Segmente ein, um diesen wiederum einen differenzierten Preis zu-

schreiben zu können (Fassnacht, 2003). Im Gegensatz zur Preisdifferenzierung zweiten Grades 

lässt er hierbei den Konsumenten allerdings nicht die Wahl, welche Preise sie zu zahlen bereit 

sind, sondern teilt diese den Konsumenten zu, welche anschliessend nur zu dem jeweils ange-

botenen Preis am Tausch teilhaben können (Simon, 1992). Die Marktsegmentierung beruht 

meist auf allgemeinen und einfach beobachtbaren Kriterien, welche in statistischer Korrelation 

zu der individuellen Zahlungsbereitschaft stehen (Fassnacht, 2003). 

Im Folgenden soll sich auf die Preisdifferenzierung dritten Grades bezogen werden, wenn der 

Differenzierungsgrad nicht näher spezifiziert wird.  

2.3 Implementationsformen nach Fassnacht 

In Tabelle 1 ist eine Übersicht über die von Fassnacht (2003) identifizierten Implementations-

formen der Preisdifferenzierung zu sehen. 

Tabelle 1. Implementationsformen der Preisdifferenzierung  

Implementationsform Definition 

Personenbezogene 

Preisdifferenzierung 

Identische Produkte werden für verschiedene Konsumenten  

(-gruppen) aufgrund deren personenbezogenen Merkmalen unter-

schiedlich bepreist. Dafür werden meist die in Abbildung 1 darge-

stellten allgemeinen Merkmale verwendet.  

Mehr-Personen-Preis-

bildung 

Hier wird der Preis pro Einheit für identische Produkte oder deren 

Variationen abhängig von der Anzahl an Konsumenten gestaltet. 

In der Regel gewährt der Anbieter für eine grössere Anzahl an Ab-

nehmern grössere Rabatte je Preis pro Einheit. 
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Räumliche  

Preisdifferenzierung 

Diese liegt vor, wenn der Markt für Produktvariationen, welche 

sich bezüglich der räumlichen Dimension unterscheiden, nach ge-

ographischen Gebieten segmentiert und verschieden bepreist 

wird. 

Zeitliche  

Preisdifferenzierung 

Bei dieser werden Produktvariationen, die sich in der zeitlichen 

Dimension unterscheiden, im Laufe der Zeit zu unterschiedlichen 

Preisen angeboten. So können sich die Preise nach Tageszeit, Wo-

chentagen oder saisonabhängig unterscheiden.  

Leistungsbezogene 

Preisdifferenzierung 

Diese Variante ist dann gegeben, wenn Produktvariationen, die 

sich hinsichtlich der leistungsbezogenen Dimension unterschei-

den, unterschiedlich bepreist werden. Als Beispiel können hierfür 

die Klassenwagen des Bahnverkehrs dienen, da keine neuen Pro-

dukte entstehen, sofern die Beförderung der Passagiere als Pro-

dukt resp. Dienstleistung definiert wird.  

Mengenbezogene  

Preisdifferenzierung 

Hierbei werden unterschiedliche Preise pro Einheit für Produktva-

riationen verlangt, welche sich in der Abnahmemenge voneinan-

der unterscheiden. Dem liegen abnehmende Grenznutzen aus dem 

Konsum zugrunde, weshalb der Konsument für mehr Produkte 

weniger je Einheit zu zahlen bereit ist. 

Preisbündelung Bei dieser Variante bündelt der Anbieter mehrere Produkte zu ei-

nem Paket und verkauft dieses zu einem Gesamtpreis. Dabei ist 

der Paketpreis meist geringer als die Summe der Einzelpreise. Ne-

ben dem Bündel kann der Anbieter auch weiterhin Einzelprodukte 

anbieten. Im Gegensatz zur mengenbezogenen Preisdifferenzie-

rung ist bei der Preisbündelung die Menge des Bündels genau vor-

gegeben und nicht frei wählbar.  

Quelle: in Anlehnung an Fassnacht (2003). 

Die Preisbündelung sowie die leistungsbezogene und mengenbezogene Preisdifferenzierung 

können der Preisdifferenzierung zweiten Grades zugeordnet werden, da die Konsumenten frei 

wählen können, auf welche Kaufoption sie eingehen wollen (Fassnacht, 2003). Die Personen-

bezogene, räumliche und zeitliche Preisdifferenzierung hingegen sind Teil der Preisdifferen-

zierung dritten Grades, da der Anbieter die Leistung den Segmenten nur zu einem Preis anbie-

tet (Fassnacht, 2003).  
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2.4 Eine preispolitische Marktsegmentierung 

Nach Fassnacht (2003) stellt die Preisdifferenzierung eine preispolitische Marktsegmentierung 

dar, da der Preis in Bezug auf unterschiedliche Konsumenten differenziert wird. Fassnacht 

(2003) führt diesbezüglich aus, dass der Markt aus Konsumenten besteht, die ungleiche Prei-

selastizitäten und Zahlungsbereitschaften aufweisen, da der wahrgenommene Nutzen aus dem 

Tausch individuell bewertet wird. Ziel der Marktsegmentierung sei es, die Konsumenten in 

Bezug auf diese Merkmale in Gruppen einzuteilen. Während sich die Konsumenten bei der 

Preisdifferenzierung zweiten Grades selbst segmentieren, kann sich die Segmentierung bei der 

Preisdifferenzierung dritten Grades ausgesprochen aufwendig gestalten (Phlips, 1983). Bei die-

ser Segmentierung durch den Anbieter identifizierte Simon (1992) folgende mögliche Merk-

male: 

 

Abbildung 1. Segmentierungs- resp. Differenzierungsmerkmale 

Quelle: in Anlehnung an Simon (1992). 

Weiter führt Fassnacht (2003) aus, dass für eine preisliche Marktsegmentierung lediglich die 

Kauf- und Preisverhaltensmerkmale massgeblich sind. Allerdings seien diese meist schwer zu 

beobachten, weshalb auf allgemeine Merkmale zurückgegriffen werden müsse. Durch statisti-

sche Korrelationen dieser allgemeinen Merkmale mit den Kauf- und Preisverhaltensmerkmalen 

können anschliessend Aussagen zur Zahlungsbereitschaft getätigt werden. Ist die Segmentie-

rung erfolgt, können die Segmente bearbeitet werden. Dafür muss erst der jeweils optimale 

Preis festgelegt werden, um anschliessend die Preisdifferenzierung zu implementieren (Fass-

nacht, 2003).  

Allgemeine Merkmale

Demographische: Region, Geschlecht, Ater, Haushaltsgrösse, etc.

Sozio-Ökonomische: Einkommen, Schulbildung, Beruf

Psychographische: Persönlichkeit, Lebensstil

Kauf- und Preisverhaltensmerkmale

Kaufverhalten

Käufer

Nichtkäufer

Verhalten bezüglich 
nichtpreislicher 

Marketinginstrumente

Preisbezogenes Verhalten

Tatsächliche Preisreaktion

Zahlungsbereitschaft

Preissensitivität

Preiseinstellung

Sonderangebotsverhalten
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2.5 Voraussetzungen 

Phlips (1983) identifizierte die folgenden vier Voraussetzungen, die gegeben sein müssen, da-

mit die Preisdifferenzierung erfolgreich angewendet werden kann: 

- Die Konsumenten dürfen nicht einheitliche Zahlungsbereitschaften und Preiselastizitä-

ten aufweisen. 

- Der Anbieter muss in der Lage sein, die Konsumenten bezüglich deren Zahlungsbereit-

schaften in mindestens zwei Gruppen zu segmentieren. 

- Die Segmente müssen voneinander insofern trennbar sein, dass die Leistung nicht zwi-

schen den Segmenten transferiert werden kann. Somit soll sichergestellt werden, dass 

die Konsumenten bei der Preisdifferenzierung dritten Grades nicht zwischen den Seg-

menten wechseln. Ausserdem sollen Arbitragemöglichkeiten unterbunden werden. Od-

lyzko (2004) beschreibt diese als Weiterverkauf von einem Konsument, der die Leis-

tung zu einem niedrigeren Preis bezogen zu einem höher bepreisten Konsumenten.  

- Der Anbieter muss eine gewisse monopolistische Marktmacht haben, um Preissetzungs-

spielraum vorzufinden.  

2.6 Ziele 

Das strategische Ziel hinter der Preisdifferenzierung ist die Gewinnsteigerung des Anbieters 

(Fehl, 1981). Diese basiert auf der Abschöpfung zusätzlicher Konsumentenrente, da der diffe-

renzierte Preis näher an der Zahlungsbereitschaft zu liegen kommt (Fassnacht, 1996). Dadurch 

nutzt der Anbieter die Heterogenität der Zahlungsbereitschaften der Konsumenten aus, welche 

in einer sinkenden Preis-Absatz-Funktion resultieren (Fassnacht, 1996).  

 

P
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Konsumenten-

rente (KR) 

Produzentenrente 

(PR) 

Wohlfahrts-

verlust (Wfvl) Grenzkosten 

Nachfrage 

Unter Einheitspreisen 

Verkaufte 
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Preis 

Preis 1 

Preis 2 

Preis 3 

Verkaufte 

Menge 3 
Verkaufte 
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Abbildung 2. Klassisches Modell der Preisdifferenzierung dritten Grades  

Quelle: eigene Darstellung. 
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Zu erkennen ist dies in Abbildung 2, wobei eine absolute Monopolsituation, konstante Grenz-

kosten sowie eine lineare Preis-Absatz-Funktion unterstellt werden. Somit ergibt sich der opti-

male Einheitspreis an dem Punkt, wo sich die Grenzerlös- und die Grenzkostenkurve bezüglich 

der Absatzmenge schneiden (Frank & Cartwright, 2013). Hierdurch resultiert für den Anbieter 

ein Gewinn in der Höhe seiner Produzentenrente (Frank & Cartwright, 2013). Des Weiteren 

ergibt sich ein Wohlfahrtsverlust, welcher entsteht, wenn Konsumenten Zahlungsbereitschaften 

aufweisen, die unter dem geforderten Preis, allerdings über den Grenzkosten liegen und somit 

unter Einheitspreisen gewinnbringend, aber nicht gewinnmaximierend wären (Frank & Cart-

wright, 2013). Differenziert hingegen der Anbieter seine Preise und gewährt beispielsweise de-

rer drei, so erhöht sich sein Gewinn um die beiden Flächen PR*, da er diese Konsumentenrente 

zusätzlich abschöpfen kann (Fassnacht, 1996). Durch die Erhöhung des Preises auf Preis 3 kann 

er von jenen Konsumenten zusätzliche Rente abschöpfen, die eine hohe Zahlungsbereitschaft 

aufweisen (Michalski, 1932). Allerdings kann er auch durch die Herabsetzung des Preises auf 

Preis 1 von jenen Konsumenten erstmals eine Rente einfahren, welche unter Einheitspreisen 

(Preis 2) nicht am Tausch teilgenommen hätten, deren Zahlungsbereitschaft allerdings über den 

Grenzkosten liegt (Michalski, 1932). Somit kann der Monopolist durch die Preisdifferenzierung 

seine Absatzmenge erhöhen, ohne Gewinneinbussen fürchten zu müssen (Michalski, 1932). 

Dadurch sinkt der Wohlfahrtsverlust, welcher durch die Setzung eines monopolistischen Ein-

heitspreises entsteht (Borgesius & Poort, 2017). 

2.7 Abgrenzung zur dynamischen Preissetzung 

Die dynamische Preissetzung kann der zeitlichen Preisdifferenzierung zugeordnet werden, da 

sie die systematische Variation des Preises im Laufe der Zeit beschreibt (Klein & Steinhardt, 

2008). Dennoch soll sie in dieser Arbeit gegenüber der klassischen Preisdifferenzierung abge-

grenzt werden. Denn die dynamischen Preise werden nicht einzig anhand der Zahlungsbereit-

schaften berechnet, sondern gehen darüber hinaus und berücksichtigen beispielsweise aktuelle 

Lager-, Produktionskapazitäts- und Marktgegebenheiten, wie Konkurrenzpreise (Dautzenberg 

et al., 2018). Mit dem Ziel der Gewinnmaximierung werden die Preise je nach aktuellen Gege-

benheiten dynamisch und für alle Konsumenten einheitlich angepasst (Klein & Steinhardt, 

2008). Dabei darf die Anpassung der Preise keinen wesentlichen Aufwand darstellen, wodurch 

sich die dynamische Preissetzung besonders für den E-Commerce eignet (Talluri & Van Ryzin, 

2004a). Im stationären Handel hingegen könnten dynamische Preise mittels digitaler Preisschil-

der eingesetzt werden (Pick, 2018). Des Weiteren begünstigt der technologische Fortschritt die 

Echtzeitanalyse des Nachfrageverhaltens, der Lagerbestände und der Konkurrenzaktivitäten, 
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welche bei der dynamischen Preissetzung als Preisberechnungsparameter dienen (Chan et al., 

2004). So ergab eine Umfrage aus Deutschland im Jahre 2017, dass über die Hälfte der befrag-

ten Online-Händler ihre Preise dynamisch gestalten (Wenk-Fischer & Zirbes, 2017). Auch die 

Untersuchungen von Reinartz, Haucap, Wiegand und Hunold (2017) zeigen, dass dynamische 

Preise in Deutschland bei 43 % der Online-Händler und lediglich bei 12 % der stationären 

Händler eingesetzt werden. Dabei können sich die Preise teils mehrmals täglich ändern (Daut-

zenberg et al., 2018). 

2.8 Einflüsse und Eigenschaften des E-Commerce 

Nicht nur der dynamischen Preissetzung kommt durch den E-Commerce eine erhöhte Relevanz 

zu, sondern auch der personalisierten Preissetzung (Genth et al., 2016). Dies beruht auf der 

höheren Verfügbarkeit von personenbezogenen Daten, welche mit Daten ausserhalb des Kauf-

prozesses verknüpft werden können (Zander-Hayat, Dorumath, & Gros, 2016). So können tech-

nische Parameter wie Endgerät, Betriebssystem, Softwareumgebung, Browser, etc. erhoben 

werden, doch auch die Browser-Historie und das bisherige Such- und Kaufverhalten können 

analysiert werden (Schleusener, 2017). Aufgrund von Big-Data-Analysealgorithmen können 

diese Konsumenten anschliessend schneller und genauer segmentiert und bepreist werden (Zan-

der-Hayat, Domurath, & Gross, 2016). Auch die Implementierung ist für den Anbieter im elekt-

ronischen Handel einfacher zu bewerkstelligen, da die Preise mit geringerem Aufwand ange-

passt werden können (Lee, Illa, & Lawson-Body, 2011). Allerdings gehen mit dem E-Com-

merce auch Herausforderungen für die Preisdifferenzierung einher. So ist die Voraussetzung 

der monopolistischen Marktmacht bedroht, da der Online-Handel kleinere Markteintrittsbarri-

eren aufweist und weniger ortsgebunden ist (Reisch, Büchel, Joost, & Zander-Hayat, 2016). 

Des Weiteren sind aufgrund der grösseren Verfügbarkeit von Produktinformations-, Ver-

gleichs- und Bewertungsportalen die konsumentenseitigen Transaktionskosten im E-Com-

merce niedriger als im stationären Handel, was ebenfalls die Marktmacht schwächt (Reisch, 

Büchel, Joost, & Zander-Hayat, 2016). 
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3 Preisdifferenzierung in der Praxis 

3.1 E-Commerce 

Wie in Kapitel 2.8 erläutert wurde, ist der elektronische Handel prädestiniert für die differen-

zierte Preissetzung durch personalisierte Preise. Dennoch konnten empirische Untersuchungen 

bisher nur eine geringe Anzahl an Fällen der Preisdifferenzierung im Online-Handel identifi-

zieren (Zander-Hayat, Reisch, & Steffen 2016). Schleusener und Hosell (2016) untersuchten 

systematisch den deutschen Online-Markt. Eine Preisdifferenzierung konnten sie bei der Tou-

rismuswebsite ‹ab-in-den-urlaub.de› ausmachen, welche für dieselbe hochpreisige Pauschal-

reise je nach Nutzerprofil bis zu 34 Euro mehr verlangte. Ausschlaggebende Merkmale waren 

dabei die Suchhistorie, die Verfügbarkeit von Cookies und Ad-Blocker. Ausserdem konnte 

festgestellt werden, dass bei Pauschalreisen, welche auf Windows-Endgeräten gesucht werden, 

die Preise niedriger sind als bei Mac-Betriebssystemen. In dieser Untersuchung konnten keine 

weiteren Fälle der Preisdifferenzierung in anderen Branchen festgestellt werden. Auch die Ver-

braucherschutzzentrale NRW (2020) konnte durch Stichprobenuntersuchungen einige Preisun-

terschiede zwischen verwendeten Endgeräten feststellen. Weiter zeigte sich, dass eine Dating-

Website anhand persönlicher Merkmale ihre Abonnement-Preise differenziert (Heckendorf, 

2016).  

Auf dem US-amerikanischen Markt fanden sich ähnliche Ergebnisse. So stellte Mattioli (2012) 

fest, dass die Hotel- und Reiseplattform Orbitz den Benutzern eines Mac-Betriebssystems be-

vorzugt teurere Angebote anzeigte. Dabei unterschieden sich allerdings nicht direkt die Preise, 

sondern die Reihenfolge, in der die Angebote dargestellt wurden. So werden Konsumenten zu 

teureren Angeboten gelenkt, da sie meist nur die ersten Suchergebnisse genauer betrachten 

(Mikians, Gyarmati, Erramilli, & Laoutaris, 2012). Weiter untersuchten Hannak, Soeller, Lazar 

und Mislove (2014) einige der grössten US-amerikanischen Online-Händler auf die Anwen-

dung personalisierter Preise. Dabei konnten sie vereinzelt hohe Preisabweichungen bei unter-

schiedlichen Anbietern feststellen. Es konnte jedoch keine exakte Aussage über Differenzie-

rungsmerkmale getroffen werden. Dennoch zeigte sich auch in diesem Fall, dass besonders in 

der Reise- und Hotelbranche die Preise individualisiert werden.   

3.2 Stationärer Handel 

Im stationären Handel gestaltet sich die Preisdifferenzierung komplizierter als im E-Commerce, 

da die Sammlung von Kundendaten erschwert ist (Tillmann & Vogt, 2018). Um an die Kun-

dendaten zu gelangen, kann der Anbieter sogenannte Kundenprogramme oder auch Kameras 
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unter Verwendung von Gesichtserkennungssoftware oder ähnlichen Tracking-Technologien 

verwenden (Schwaiger & Hufnagel, 2018). Nach Schwaiger und Hufnagel (2018) werden Letz-

tere zukünftig eine grössere Rolle spielen. Heutzutage werden Preise im stationären Handel 

meist durch individuelle Rabatte differenziert (Zander-Hayat, Reisch, & Steffen, 2016). Die 

Erhebung der Kundendaten erfolgt dabei meist mittels Kundenkarten, welche die jeweilige 

Kaufhistorie analysieren (Zander-Hayat, Reisch, & Steffen, 2016). Beispielsweise testete die 

Migros, als grösstes Schweizer Detailhandelsunternehmen, bei den Nutzern ihrer Cumulus-

Karte personalisierte Rabatte, welche an der Kasse oder über die verknüpfte Mobile-App bezo-

gen werden konnten (Metzler, 2016). 

3.3 Internationale Preisdifferenzierung als räumliche Preisdifferenzierung 

“Das teuerste Pflaster Europas” (Müller, 2016), titelte die NZZ über die vom Bundesamt für 

Statistik veröffentlichten Zahlen zum Preisniveau im Jahr 2015. Eine Preisanalyse von ver-

schiedenen europäischen Warenkörben ergab, dass die Schweiz diesbezüglich die Spitze be-

legte (BfS, 2016). Besonders hochpreisig sind Güter, die nicht ohne weiteres handelbar sind 

und somit die Möglichkeit von Arbitrage eingeschränkt wird (Müller, 2016). So sind die Preise 

für Wohnungen hierzulande im Schnitt 87 % teurer als in der EU, wohingegen handelbare 

Ware, wie Strom, Gas und Brennstoffe, lediglich 2 % teurer sind (BfS, 2016). Am markantesten 

zeigen sich die Preisunterschiede in den Bereichen der Erziehung und des Unterrichts sowie in 

den stationären Gesundheitsleistungen (BfS, 2016). Hierbei müssen in der Schweiz 167 % resp. 

173 % der durchschnittlichen EU-Preise bezahlt werden (BfS, 2016). Darüber hinaus sind auch 

Nahrungsmittel in der Schweiz 72 % teurer als im EU-Durchschnitt (BfS, 2016). Zu einem 

ähnlichen Ergebnis kommen Eichenberger, Selvarajah und Keller (2005), die vergleichbare 

Nahrungs- und Nichtnahrungsgüter von Schweizer und deutschen Discountern verglichen ha-

ben. Dabei kamen sie zum Ergebnis, dass die Schweizer Preise im Schnitt 74 % höher sind.  

Schöchli (2014) sieht als Ursache dessen den hohen Schweizer Wohlstand, welcher mit einer 

hohen Kaufkraft und niedrigen Preissensibilität einhergeht. Zusätzlich sind auch die Kosten in 

der Schweiz im Vergleich zum Ausland aufgrund des hohen Lohnniveaus relativ hoch 

(Schöchli, 2014). Dennoch sieht der Preisüberwacher (2014) das Preisniveau nicht durch die 

lokalen Lohnkosten vollumfänglich gerechtfertigt, denn die Lohnstückkosten von Schweizer 

Produktionen liegen auf einer Stufe mit jenen der Nachbarländer (Eichler, Grass, Koellreuter, 

& Kübler, 2003). Dies erklärt sich durch die niedrigen Schweizer Lohnnebenkosten, welche 

durch Ferien, kürzere Wochenarbeitszeiten oder Krankheitstagen entstehen (Eichenberger, 

2005). Vielmehr sind die absoluten Handelsmargen in der Schweiz um ein Vielfaches grösser 
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als im Ausland (Eichenberger, 2005). Des Weiteren nennt Eichenberger (2005) protektionisti-

sche Importhemmnisse, welche den internationalen Wettbewerb in der Schweiz schwächen, 

was neue Markteintritte internationaler Unternehmen erschwert, da diese ihre Produktion kos-

tenintensiv an die hiesigen Bestimmungen anpassen müssten. Somit werden nicht nur Mono-

polstellungen gestärkt, sondern auch Arbitragemöglichkeiten unterbunden.  

3.4 Gender-Pricing als personenbezogene Preisdifferenzierung 

Als Gender-Pricing wird die personenbezogene Preisdifferenzierung bezeichnet, die aus-

schliesslich auf dem Geschlecht des Konsumenten beruht (Heiden & Wersig, 2017). So zeigen 

Stokeburger-Sauer und Teichmann (2013), dass Frauen bei Luxusgütern wie Parfüms, Uhren 

oder Luxus-Bekleidung bereit sind, höhere Preise zu bezahlen als Männer. Daher gestalten An-

bieter oft geschlechterspezifische Produktvarianten, um im Rahmen des Gender-Marketings 

gezielter auf die Kundengruppe eingehen zu können (Heiden & Wersig, 2017). Dadurch, dass 

geschlechtskonformes Verhalten gesellschaftlich eher akzeptiert wird, entstehen und verstärken 

sich die Geschlechterrollen (Pepels, 2013). Somit haben Unternehmen einen Anreiz, ihre Pro-

dukte oder Dienstleistungen geschlechterspezifisch zu gestalten und zu bewerben, da der Kon-

sument ihnen zusätzlich zum Produktnutzen einen Nutzen durch die Bestätigung seiner Ge-

schlechterrolle zuschreibt (Heiden & Wersig, 2017). Dies kann beispielsweise durch eine Be-

schriftung mit for women/men, durch die Farbwahl oder die Bezeichnung (Hemd/Bluse) ge-

schehen (Heiden & Wersig, 2017). 

Eine in Deutschland durchgeführte Studie von Heiden und Wersig (2017) ergab, dass besonders 

bei Dienstleistungen auf Geschlechterbasis differenziert wird. Dabei werden hauptsächlich von 

Frauen höhere Preise verlangt. Die Studie führte zu dem Ergebnis, dass 89 % der Friseurläden 

für einen vergleichbaren Kurzhaarschnitt Frauen mehr bezahlen lassen. Auch bei rund einem 

Drittel der Reinigungen muss die Frau für ihre Bluse mehr bezahlen als der Mann für sein 

Hemd. Eine Studie von Schönpflug und Eberhardt (2019) aus Österreich kam zu einem ähnli-

chen Ergebnis. Sie zeigt, dass eine Frau für einen vergleichbaren Haarschnitt rund 11 Euro mehr 

bezahlt und dass 87 % der Anbieter Gender-Pricing betreiben. Bei einer Bluse zahlen Frauen 

im Schnitt das Doppelte und hier differenzieren gar 96 % der untersuchten Unternehmen nach 

dem Geschlecht. Des Weiteren untersuchten Duesterhaus, Grauerholz, Weichsel und Guittar 

(2011) die geschlechterspezifische Preisdifferenzierung bei Pflegeprodukten in den USA und 

kamen zu dem Schluss, dass auch in diesem Bereich Frauen mehr bezahlen müssen.  
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3.5 Early-Adopter-Tax als zeitliche Preisdifferenzierung 

Nach Stokey (1979) ist die Early-Adopter-Tax, bei der Produkte zum Markteintritt deutlich 

mehr kosten, der zeitlichen oder auch intertemporalen Preisdifferenzierung zuzuordnen. Dabei 

sind diese Preisaufschläge nicht durch neue konkurrierende Markteintritte, welche die Preise 

drücken, oder durch Kosten, welche im Laufe der Zeit ebenfalls sinken, gerechtfertigt (Stokey, 

1979). Vielmehr basieren die Preisaufschläge auf der höheren Zahlungsbereitschaft von soge-

nannten Early-Adoptern (Reinartz et al., 2017). Die hohe Zahlungsbereitschaft der Early-Adop-

ter beruht auf deren grossen Nutzen von Innovationen, welche durch eine Notwendigkeit oder 

auch durch Freude an der Innovation oder dem Herstellers entsteht (Li & Zhang, 2013). Eine 

Form der Umsetzung ist die sogenannte Pre-Order-Option, bei der ein Produkt, noch bevor es 

produziert wurde, bereits zu einem meist allzeit hohen Preis vorreserviert und bezahlt werden 

kann, sodass die Verfügbarkeit für Early-Adopter zum Zeitpunkt des Release gegeben ist (Li 

& Zhang, 2013). 

3.6 Medizin als Grundgut 

In ärmeren Ländern können sich die Bürger notwendige Medizin häufig finanziell nicht leisten, 

obwohl dies zu den Menschenrechten gehört (Babar & Atif, 2014). Um den Zugang zu dieser 

Medizin zu vereinfachen, können differenzierte Preise eingesetzt werden (Leach, Paluzzi, & 

Munderi, 2005). Dabei wird in ärmeren Ländern die Medizin bis zu den Grenzkosten angebo-

ten, während die reicheren Länder zusätzlich die Fixkosten tragen müssen (Yadav, 2010). Da 

die Forschungs- und Entwicklungskosten bei Medizin den grössten Kostenpunkt ausmachen 

und die Grenzkosten relativ niedrig sind, kann dadurch der Preis in ärmeren Ländern bis zu 

zweihundertmal tiefer gesetzt werden (Babar & Atif, 2014). Dies wäre aus ökonomischer Sicht 

für die Pharmakonzerne noch immer rentabel, zumal ärmere Länder bisher wenig zum Gesam-

tumsatz beigetragen haben, aber den grössten potenziellen Absatzmarkt darstellen (Grace, 

2003). Selbst für reichere Länder müssten die Preise jedoch nicht zwingend erhöht werden, wie 

Plahte (2005) zeigt, sondern könnten durch die Absatzerhöhung sogar leicht sinken, ohne dass 

dies zu Gewinneinbussen führt. Allerdings wären Menschen, deren Zahlungsfähigkeit unter den 

Grenzkosten liegt, weiterhin auf Hilfsorganisationen oder staatliche Hilfe angewiesen (Yadav, 

2010).  

Bereits angewandt wird die differenzierte Preissetzung bei Impfungen (Babar & Atif, 2014). 

So werden teilweise die Preise für ärmere Länder gesenkt, nachdem die Forschungs- und Ent-

wicklungskosten durch Verkäufe in reicheren Ländern grösstenteils refinanziert worden sind 

(Yadav, 2010). Dabei existieren üblicherweise drei Stufen der Preissenkung, abhängig vom 



  Preisdifferenzierung in der Praxis 

 

14 

 

Wohlstand eines Landes (Yadav, 2010). Weitere erfolgreiche Einsätze von differenzierten Prei-

sen gibt es bei oralen Kontrazeptiva und Medikamenten gegen HIV, AIDS, Tuberkulose und 

Malaria (Yadav, 2010). Dennoch ist die Preisdifferenzierung im medizinischen Bereich bislang 

kaum verbreitet (Babar & Atif, 2014). Yadav (2010) sieht dies einerseits in der schwer zu un-

terbindenden Möglichkeit von Arbitrage und andererseits in der konservativen Denkweise von 

Pharmaunternehmen begründet. Letzteres könnte sich in Zukunft ändern, da der Wettbewerbs-

druck auch in ärmeren Ländern zunimmt (Yadav, 2010). Zudem weisen diese Länder ein ver-

gleichsweise grosses Marktwachstum auf, wodurch sie als Absatzmarkt interessant werden 

(Mackay, 2009). Des Weiteren könnten Arbitragemöglichkeiten durch Verträge von Pharma-

unternehmen mit den jeweiligen Distributionskanälen unterbunden werden, wobei das Ver-

kaufsrecht einzig in der entsprechenden Region erlaubt wäre (Yadav, 2010). Jedoch sind Rü-

ckimporte von Impfungen in reichere Länder auch ohne solche vertraglichen Regulierungen 

bisher kaum bekannt (Babar & Atif, 2014).   

Mit der Differenzierung von Medizinpreisen ergeben sich allerdings auch einige Herausforde-

rungen. Babar und Atif (2014) führen dazu einige Problemstellungen auf. So entmündige die 

Preisdifferenzierung ärmere Länder und trage nicht zu deren nachhaltiger Autonomie bei. Auch 

die Sicherung von geistigen Eigentumswerten könne verkompliziert werden, wodurch die Kos-

ten und folglich die Preise steigen würden. Zu dieser Steigerung würden zusätzlich auch allfäl-

lige Verhandlungskosten zur Unterbindung von Arbitragemöglichkeiten beitragen. Weiter sei 

dieses Preisdifferenzierungsmodell nur bei globalen Krankheiten anwendbar, da die For-

schungs- und Entwicklungskosten nur getragen werden können, wenn die Medizin auch in rei-

cheren Ländern verkauft wird. Ausserdem würden Preise, die nach Ländern oder Regionen dif-

ferenziert wurden, nicht garantieren, dass ein maximaler Zugang gewährleistet wird, da in den 

jeweiligen Segmenten ein gewinnmaximierender Einheitspreis gewählt wird, der meist über 

den Grenzkosten liegen dürfte. Anhand dieser Aufführungen ist ersichtlich, dass die Preisdif-

ferenzierung nicht die komplette Lösung des Problems darstellt. Nichtsdestotrotz würde sie 

dazu beitragen, dass eine grössere Anzahl an Menschen durch Medizin versorgt werden könnte 

(Yadav, 2010). 

3.7 Poverty-Penalty 

Unter dem Begriff der Poverty-Penalty wird die höhere Bepreisung von qualitativ gleichwerti-

gen Produkten in Marktsegmenten mit finanziell ärmeren Menschen verstanden (Mendoza, 

2011). Als repräsentative Beispiele können die Untersuchungen von Prahalad und Hammond 

(2002) aufgeführt werden, welche für Kredite, Wasser, Telekommunikation, Medikamente und 
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Nahrungsmittel Preisaufschläge in ärmeren Regionen Indiens feststellen konnten. Dabei sind 

die Preisaufschläge für Wasser (36-mal höher) und für Kredite (bis zu 82-mal höher) besonders 

hoch. Eine Erklärung für den Nahrungsmittelbereich sehen Attanasio und Frayne (2006) in der 

Preisdifferenzierung zweiten Grades, da sich finanziell schwächere Personen keine grösseren 

Packungen leisten können und somit nicht von Mengenrabatten profitieren. Zusätzlich wiesen 

Alcaly und Klevorick (1971) nach, dass in New York finanziell schwächere Personen bevorzugt 

in kleineren Lebensmittelläden einkaufen, welche mangels Skaleneffekten höhere Preise als 

grosse Supermarktketten verlangen müssen. Zusätzlich fehlt den betreffenden Personen oft die 

Möglichkeit, Preisvergleiche anstellen zu können, da sie nicht in den grösseren Supermarktket-

ten einkaufen gehen (Mendoza, 2011). Aufgrund dieser erhöhten Suchkosten würde sich eine 

monopolistische Position des Anbieters stärken, was die Preisdifferenzierung zusätzlich be-

günstigt (Phlips, 1983). Die hohen Rückzahlungszinsen von Krediten können durch den be-

schränkten Zugang von finanziell schwächeren Personen zu seriösen Bankkrediten erklärt wer-

den (Morduch, 1999). Zusätzlich erklärt auch das erhöhte Ausfallsrisiko den Preisaufschlag 

(Hauser et al., 2017). Solche höher geschätzten Kosten sind auch der Grund, weshalb finanziell 

schwächere Personen für Versicherungen oft mehr bezahlen müssen, da die Wahrscheinlichkeit 

einer Erkrankung bei Menschen aus einer sozial tieferen Schicht höher ist (Janssen, Grosse, & 

Ommen, 2006). Pärli und Oberhausser (2019) sehen deshalb in der Preisdifferenzierung von 

Versicherungsprämien neben einer Effektivitätssteigerung auch eine gerechtere Verteilung der 

effektiven Kosten. Andere Gründe für höhere Kosten sind in den Transport-Infrastrukturen so-

wie in den rechtlichen und regulatorischen Bestimmungen zu finden, da diese in ärmeren Re-

gionen meist mangelhaft sind, wodurch anbieterseitig mehr investiert werden muss (Mendoza, 

2011).  
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4 Ethische Beurteilung differenzierter Preise 

4.1 Analyse des Ist-Zustands 

4.1.1 Geltendes Schweizer Recht 

Für Anbieter mit einer hohen Marktmacht, was eine Voraussetzung für die Preisdifferenzierung 

ist (Phlips, 1983), gibt es rechtliche Einschränkungen in ihrer Preisgestaltung. Nach Art. 4 Abs. 

2 des Schweizer Kartellgesetzes (KG) werden solche marktbeherrschenden Unternehmen als 

im wesentlichen Umfang unabhängig von den anderen Marktteilnehmern definiert. Ein Miss-

brauch der marktbeherrschenden Stellung liegt vor, wenn Mitbewerber behindert werden oder 

die Marktgegenseite benachteiligt wird (Art. 7 Abs. 1 KG). Bei der Preisdifferenzierung sieht 

der Autor besonders letztere Bedingung betroffen. Dazu ist in Art. 7 Abs. 2 lit. b KG und Art. 

7 Abs. 2 lit. c KG ausgeführt, dass besonders die preisliche Diskriminierung von Handelspart-

nern oder die Erzwingung unangemessener Preise einen Missbrauch darstellen.  

Als rechtliche Diskriminierung wird die ungerechtfertigte Ungleichbehandlung von Personen 

aufgrund ihrer wesentlichen und nicht oder nur schwer aufgebbaren Merkmalen verstanden 

(Hausammann, 2008). Besonders schützenswerte Merkmale sind in Art. 8 der Bundesverfas-

sung festgelegt. Demnach darf niemand aufgrund der Herkunft, der Rasse, des Geschlechts, des 

Alters, der Sprache, der sozialen Stellung, der Lebensform, der religiösen, weltanschaulichen 

oder politischen Überzeugung oder wegen einer körperlichen, geistigen oder psychischen Be-

hinderung diskriminiert werden.  

In der Definition eines unangemessenen Preises ist ein überhöhter Preis vorgesehen, der in kei-

nem angemessenen Verhältnis zum wirtschaftlichen Wert der erbrachten Leistung steht (Raass, 

2017). Was genau unter unangemessene Preise fällt, ist im Wettbewerbsrecht allerdings um-

stritten (Rutz, n. d.). So hängt der angemessene Preis auch immer von einer subjektiven Kom-

ponente ab, da jeder einem Gut einen individuellen Wert zuspricht (Raass, 2017). In Bezug auf 

die Preisdifferenzierung könnte von unangemessenen Preisen bei jenen Konsumenten gespro-

chen werden, welche am höchsten bepreist werden (Raass, 2018). Allerdings fordert die Euro-

pean Advisory Group on Policy (2005), dass gesellschaftliche Verteilungseffekte in die Beur-

teilung einfliessen müssen. Beispielsweise sind Monopolpreise an sich nicht zwingend als un-

angemessen zu bewerten, da sie teils notwendig sind, um als Anreiz zu dienen, Innovationsri-

siken einzugehen (Raass, 2017). Die Ausnutzung einer monopolistischen Situation kann aller-

dings in den Bereich des Wuchers übergehen (Ganz-Keppeler, 1966). Damit wird die vermö-

gensmässige Ausbeutung bei Abhängigkeit, Unerfahrenheit oder Schwäche im 
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Urteilsvermögen einer Person beschrieben, sodass die erbrachten Leistungen in einem Miss-

verhältnis stehen (Art. 157 Abs. 1 StGB). Dabei ist der Preissetzungsspielraum für existenznot-

wendige Güter besonders eng (Ganz-Keppeler, 1966).  

Bei nicht marktbeherrschenden Unternehmen sind besonders jene Abreden unzulässig, welche 

die Beseitigung wirksamen Wettbewerbs zum Ziel haben (Art. 5 Abs. 1 KG). In Bezug auf die 

Preisdifferenzierung umfasst dies Abreden über die Preisfestsetzung nach Art. 5 Abs. 3 lit. a 

KG. Zudem sind Abreden zwecks der geografischen Marktabschottung untersagt (Art. 5 Abs. 

3 lit. c KG), was besonders die internationale Preisdifferenzierung betrifft (Schöchli, 2018). So 

verabschiedete die EU im Jahre 2018 eine Verordnung über ein Verbot der internationalen 

Preisdifferenzierung im E-Commerce, da die Segmentierung nach Staatsangehörigkeit, Wohn-

sitz oder Ort der Niederlassung einer Diskriminierung gleichkommt (Schöchli, 2018). Ein solch 

explizites Verbot existiert in der Schweiz derweil nicht (Schöchli, 2018). 

Durch das Aufkommen des E-Commerce gelingt die Personalisierung von Preisen immer ge-

nauer (Genth et al., 2016). Um die dazu benötigten Daten zu sammeln, haben Firmen einen 

Anreiz, die (digitale) Privatsphäre von Konsumenten einzuschränken (Steppe, 2017). Um dem 

entgegenzuwirken, ist in Art. 13 der Schweizerischen Bundesverfassung unter anderem festge-

halten, dass jede Person Anspruch auf Schutz ihrer persönlichen Daten hat. Diesbezüglich wur-

den auf Gesetzesebene das Bundesgesetz über den Datenschutz und darüber hinaus entspre-

chende Verordnungen für Einzelfälle eingeführt (EDÖB, n. d.). Die ethische Betrachtung der 

Datenerhebung übersteigt allerdings den Rahmen dieser Arbeit. Zudem geht dies über das We-

sen der Preisdifferenzierung hinaus und müsste losgelöst betrachtet werden. Deshalb soll an 

dieser Stelle lediglich auf die Problematik hingewiesen werden.  

4.1.2 Stakeholder 

4.1.2.1 Konsument 

Wie in Kapitel 2.5 erläutert, sind ein Markt mit monopolistischen Zügen und die Segmentierung 

aufgrund der Zahlungsbereitschaften Voraussetzungen für die Durchführung der Preisdifferen-

zierung. Durch die monopolistische Marktmacht kann der Anbieter den Marktpreis autoritativ 

setzen und die Kenntnis der Zahlungsbereitschaften ausnutzen. Somit nimmt er eine Machtpo-

sition gegenüber dem Konsumenten ein. Eine vom Konsumenten empfundene Preisunfairness 

kann auf eine Ausnutzung dieser Macht hinweisen. Es stellen sich in diesem Zusammenhang 

jedoch die Fragen, was genau bestimmt, ob ein Preis als fair oder unfair empfunden wird und 

welche Implikationen dies auf das Kaufverhalten hat. 
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Diller (2008, S. 164) definiert die wahrgenommene Preisfairness als „die subjektive, mit Kog-

nitionen und Emotionen verbundene Wahrnehmung der Gerechtigkeit des Preisgebarens eines 

Anbieters durch einen Nachfrager“. Diese kognitiven Aspekte bilden sozial akzeptierte Normen 

ab, welche bei Verletzung zu einer Empfindung der Unfairness führen (Xia et al., 2004). Soziale 

Normen werden in diesem Zusammenhang als Verhaltensregeln beider Parteien im Transakti-

onsprozess verstanden (Campbell, 1999). Normenverletzungen können dabei über die Zeit 

selbst zur Norm werden, wenn sie von genügend Personen als neue ‹Spielregeln› akzeptiert 

werden (Xia et al., 2004). Als Beispiel können hier dynamische Flugpreise genannt werden, 

welche heutzutage von der Mehrheit akzeptiert werden (Kimes, 1994). Zudem zeigen Haws 

und Bearden (2006), dass die Fairnessempfindung transaktionsübergreifend Einfluss hat. Heu-

tige Transaktionen werden als fairer eingestuft, wenn vergangene Transaktionen bereits als fair 

empfunden wurden und somit Vertrauen geschaffen wurde (Haws & Bearden, 2006). Die Höhe 

des Vertrauensbonus hängt dabei von der Anzahl an bereits fair wahrgenommenen vergangenen 

Transaktionen ab (Xia et al., 2004). Selbst wenn noch keine Transaktionen vorangegangen sind, 

muss dies jedoch nicht bedeuten, dass kein Vertrauen vorhanden ist (McKnight, Cummings, & 

Chervany, 1998). Eine positive Reputation kann beispielsweise als Vertrauensbasis dienen 

(Campbell, 1999). 

Die Definition der Preisfairness ergänzt Campbell (2007) mit einem Referenzpreis, der sich bei 

einer zu hohen Abweichung vom tatsächlich geforderten Preis negativ auf die Fairnessempfin-

dung auswirkt. In Bezug auf die Preisdifferenzierung könnte ein solcher Referenzpreis den be-

zahlten Produktpreis eines vergleichbaren Konsumenten darstellen. Demzufolge spielt nicht 

nur der absolute Preis eine Rolle in der Fairnessempfindung, sondern auch die Art und Weise, 

wie dieser zustande gekommen ist (Bieger & Fasciati, 2007).  

Aholt, Queisser, Rower und Vogel (2008) unterscheiden vier Dimensionen der wahrgenomme-

nen Fairness beim Konsumenten. Bei der distributiven Fairness geht es darum, ob das Indivi-

duum im Tausch eine Gegenleistung erhält, welche proportional zur getätigten Leistung steht. 

Bei der prozeduralen Fairness hingegen wird über den Prozess reflektiert, welcher zum Tausch 

führt. Im Gegensatz dazu bezieht sich die interaktionelle Fairness auf die Interaktionsprozesse 

im Tausch und kann in zwei Kategorien unterteilt werden: die interpersonale Fairness und die 

informationale Fairness. Erstere betrifft den persönlichen Austausch, während Letztere sich mit 

der Transparenz der Kommunikation befasst (Aholt et al., 2008). 
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Die von Adams (1965) entwickelte Equity-Theorie kann einen theoretischen Erklärungsansatz 

für die wahrgenommene Preisfairness liefern. Nach Adams (1965) stellen Individuen ihren In-

put und den daraus resultierenden Outcome einem Referenzpunkt gegenüber. Konsumenten 

könnten beispielsweise den bezahlten Preis und das dadurch erworbene Produkt mit dem Preis-

Produkt-Tausch eines anderen Kunden vergleichen. Sollte sich die Input-Outcome-Relation da-

bei von der des Referenzpunktes unterscheiden, würde dies als unfair wahrgenommen werden 

und eine Gleichbehandlung würde gefordert werden. Die Equity-Theorie ist als eine distributive 

Fairnesstheorie zu verstehen, da mit ihr die Gerechtigkeit von Verteilungen untersucht wird 

(Kempf, 2004). 

Auch die von Kahneman, Knetsch und Thaler (1986a, 1986b) ausgearbeitete Dual-Entitlement-

Theorie bezieht sich auf die wahrgenommene Preisfairness. Nach Kahneman et al. (1986a, 

1986b) gibt es zwei Akteure einer Transaktion: den Anbieter und den Konsumenten. Hierbei 

habe der Anbieter einen Anspruch auf einen Referenzgewinn und der Konsument auf einen 

Referenzpreis. Demnach sollten beide Akteure dem anderen auch seinen jeweiligen Anspruch 

zukommen lassen, falls beide einen Zustand der Fairness bestreben. Anwendung würde die 

Dual-Entitlement-Theorie besonders bei Preiserhöhungen finden. So würden Preiserhöhungen 

als unfair empfunden werden, wenn der Anbieter einzig seinen Gewinn zu maximieren ver-

sucht. Sollte allerdings mit der Preiserhöhung auch eine äquivalente Erhöhung der Kosten ein-

hergehen, würde dies vom Konsumenten als fair wahrgenommen werden. Sollten die Kosten 

hingegen sinken, erwarte der Kunde nicht, dass auch die Preise sinken werden, da sich sein 

Referenzpreis dadurch nicht ändern würde. Der Ursprung der Kosten hat ebenfalls einen Ein-

fluss auf die Fairnessempfindung (Bolton, Warlop, & Alba, 2003). Kosten, welche durch ex-

terne Einflüsse steigen, werden positiver gesehen als solche, die durch das Unternehmen selbst 

verschuldet wurden (Vaidyanathan & Aggarwal, 2003). So werden beispielsweise differen-

zierte Kredit- oder Versicherungsprämienpreise gesellschaftlich akzeptiert, da sie durch ein er-

höhtes Ausfalls- oder Schadensrisiko kostenbegründet sind (Reinartz et al., 2017). Für die dif-

ferenzierte Preissetzung bedeutet das: Nach der Dual-Entitlement-Theorie empfindet ein Kon-

sument, welcher aufgrund seiner höheren geschätzten Zahlungsbereitschaft einen höheren Preis 

bezahlt, dies als unfair. Sollten allerdings die erhöhten differenzierten Preise auf Kostengründen 

beruhen, wird der Konsument dies nicht beanstanden. Konsumenten, welche einen preislichen 

Vorteil aus der Preisdifferenzierung ziehen, sollten keine Farinessbedenken haben. Die Dual-

Entitlement-Theorie kann der Kategorie der prozeduralen Fairness zugeordnet werden, da sie 

sich mit dem Prozess der Preissetzung beschäftigt (Kempf, 2004). 
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Aus der Definition der Preisdifferenzierung ist bekannt, dass die Preisfairness niedriger einge-

stuft wird, wenn soziale Normen verletzt werden oder ein Referenzpreis überstiegen wird. Das 

Konzept der Equity-Theorie und der Dual-Entitlement-Theorie liefern diesbezüglich theoreti-

sche Erklärungsansätze. Hierbei lohnt es sich, auf spezifische Normenverletzungen einzugehen, 

welche einen Einfluss auf die Höhe der wahrgenommenen Preis(un)fairness haben. So spielt 

die soziale Norm der Transparenz bei der Preisgestaltung eine tragende Rolle (Schwaiger & 

Hufnagel, 2018). Der Konsument empfindet eine grössere Unfairness, wenn er erst nach der 

Transaktion (ex post) erfährt, dass die Preise differenziert waren, als wenn er dies bereits davor 

(ex ante) gewusst hätte (Wu, Liu, Chen, & Wang, 2012). Hierbei wäre die informationale Fair-

ness verletzt. Allerdings wird die Preisdifferenzierung als fairer bewertet, je mehr Unterschiede 

eine Transaktion zu der Referenztransaktion aufweist und somit intransparent gestaltet ist, da 

sich die Preisunterschiede besser rechtfertigen lassen (Xia et al., 2004). Reinartz et al. (2017) 

identifizieren dabei vier Quellen der Ähnlichkeit. So kann eine Ähnlichkeit des Produktes, zu 

anderen Kunden, Vertriebskanälen oder zum Differenzierungszeitpunkt bestehen. Je stärker 

diese Ähnlichkeitskriterien erfüllt werden, desto unfairer wird eine Preisdifferenzierung wahr-

genommen (Reinartz et al., 2017). Somit kann eine absichtliche Intransparenz die Preisdiffe-

renzierung verschleiern, was die Wahrnehmung einer Unfairness mindert, allerdings mit dem 

Risiko verbunden ist, dass sich der Konsument der Preisdifferenzierung ex post der Transaktion 

bewusst wird und eine noch grössere Unfairness empfindet. 

Der ungleichen Behandlung von Konsumenten durch die preisliche Differenzierung, welche 

sich auch in der Equity-Theorie wiederfindet, wird oft der Vorwurf der Diskriminierung entge-

gengebracht (Heiden & Wersig, 2017). Dies liegt daran, dass bei der Preisdifferenzierung drit-

ten Grades die Konsumenten aufgrund nicht beeinflussbarer persönlicher Merkmale unterschie-

den werden (Fassnacht, 2003). Im Gegensatz zur rechtlichen Definition der Diskriminierung 

unterschiedet der Autor in dieser Arbeit zwischen tatsächlicher Diskriminierung, bei der nach 

personenbezogenen Merkmalen unterschieden wird, denen keine Relevanz zukommt (vgl. Hau-

ser et al., 2017) und der Generalisierung, bei der nach Merkmalen differenziert wird, die gröss-

tenteils mit der Zahlungsbereitschaft korrelieren, was im individuellen Fall jedoch nicht zutref-

fen muss (vgl. Britz, 2008).  

Weiter können Konsumenten argumentieren, dass die Preisdifferenzierung eine Ausnutzung 

der Kenntnis der jeweiligen Zahlungsbereitschaften und der Marktmacht darstellt. Die wahrge-

nommene Unfairness lässt sich hierbei durch die Dual-Entitlement-Theorie erklären, da dem 

Konsumenten sein Referenzpreis nicht zugestanden wird und ein höherer Preis nicht auf 
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Kostengründen beruht. Des Weiteren kann der Anbieter Framing-Effekte ausnutzen. So stehen 

Konsumenten einem bestimmten Preis wohlgesinnter gegenüber, wenn er durch einen Rabatt 

auf einen höheren Preis anstatt durch einen Aufschlag auf einen niedrigeren Preis zustande 

kommt (Weisstein, Monroe, & Kukar-Kinney, 2013). Nach der Dual-Entitlement-Theorie wer-

den solche Preissenkungen als fairer empfunden als entsprechende Aufschläge. 

Die wahrgenommene Fairness hat direkten Einfluss auf das Kaufverhalten der Konsumenten 

(Dickson & Kalapurakal, 1994). Sollte der Konsument den geforderten Preis als fair einstufen, 

kann sich dies positiv auf den Anbieter auswirken (Matzler, 2003). Die empfundene Preisfair-

ness kann dabei als Wirkungskomponente der Preiszufriedenheit verstanden werden (Matzler, 

2003). Letztere wirkt sich wiederum positiv auf die Kundenbindung und die Kundenzufrieden-

heit aus (Hamenda, 2018). Diesbezüglich identifizierten Matzler und Stahl (2000) die Kunden-

zufriedenheit als eines der wesentlichen Marketingziele, da sie zu Loyalität, Weiterempfehlung, 

Cross-Buying, Upgrading und niedriger Preissensibilität führt. Somit kann die empfundene 

Preisfairness einen erheblichen positiven Effekt auf den Unternehmenswert haben (Matzler & 

Stahl, 2000).  

Andererseits rufen auch negativ empfundene Preise eine Reaktion seitens des Konsumenten 

hervor, da diese zu Unzufriedenheit führen (Xia et al., 2004). Falls der Konsument ex post von 

einer differenzierten Preisstrategie erfährt, könnte er in Form von Beschwerden, Rückerstat-

tungsforderungen oder der Forderung nach Ausgleichszahlungen reagieren (Reinartz et al., 

2017). Ist er sich der Preisdifferenzierung bereits ex ante bewusst, könnte er versuchen, den 

Anbieter zu verwirren, indem er vorgibt, eine andere Person zu sein, von der niedrigere Preise 

verlangt werden (Rott, 2019). Dies kann er erreichen, indem er beispielsweise sein Suchverhal-

ten oder seine geographische Lokation ändert, was im E-Commerce einfacher durchzuführen 

ist (Rott, 2019). Allerdings können Preissetzungsalgorithmen solche Verwirrungsstrategien im-

mer besser aufdecken (Rott, 2019). Eine andere Gegenstrategie des Konsumenten ist die Ver-

meidung eines Unternehmens, welches die Preise differenziert (Dickson & Kalapurakal, 1994). 

Voraussetzung dafür ist allerdings, dass der Konsument sich der Preisdifferenzierung bewusst 

wird, was mit erheblichen Suchkosten verbunden wäre (Rott, 2019). Diese negativen Konsu-

mentenreaktionen könnten erklären, weshalb personalisierte Preise noch nicht so verbreitet 

sind, wie aktuelle technische Voraussetzungen es erlauben würden (Xia et al., 2004).  
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Abbildung 3. Übersicht zur Wirkung differenzierter Preise auf den Konsumenten  

Quelle: eigene Darstellung. 

Einen zusammenfassenden Überblick über die theoretische Wirkung von differenzierten Prei-

sen ist in Abbildung 3 ersichtlich. Empirische Untersuchungen von Harris Interactive (2016) 

zeigen, dass die Konsumenten der Preisdifferenzierung kritisch gegenüberstehen. 59 % der über 

1000 befragten Personen empfinden diese als unfair, während 49 % ein generelles Verbot for-

dern. Lediglich 10 % würden es befürworten, wenn Preise an die Zahlungsbereitschaft der Kon-

sumenten angepasst werden. Hierbei empfindet ein individueller Konsument eine stärkere Un-

fairness, wenn er benachteiligt wird, als wenn er einen Vorteil aus der Preisdifferenzierung 

ziehen kann (Martins, 1995). 

Abseits der Fairnessdiskussion kann eine auf differenzierten Preisen basierende Preisstrategie 

für bestimmte Personen einen Zugang zum Markt eröffnen (Varian, 1989). Konsumenten, deren 

tatsächliche und vom Anbieter geschätzte Kaufkraft unter dem monopolistischen Einheitspreis, 

aber über den Grenzkosten liegt, können durch differenzierte Preise erstmalig am Markt teil-

nehmen (Michalski, 1932). 

4.1.2.2 Anbieter 

Ob ein Unternehmen als juristische Person alleinig in der Verantwortung stehen kann oder ob 

dabei auf Mitarbeiter oder Shareholder zurückgegriffen werden muss, ist ein viel diskutiertes 

Thema der Wirtschaftsethik. In dieser Arbeit wird – aus Gründen der Einfachheit – ein Anbieter 

als ein Unternehmen verstanden, dem vollumfänglich die Rolle eines moralischen Akteurs zu-

kommt. Nach der Definition von Schmitz (2018) geht damit die Fähigkeit und Verantwortung 

des moralischen Handelns einher.  
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Durch die Etablierung des E-Commerce, aber auch durch neue technische Hilfsmittel im stati-

onären Handel, gelingt es Anbietern immer besser, Kundeninformationen zu sammeln, um de-

ren Zahlungsbereitschaft einzuschätzen (Goppel et al., 2016; Schwaiger & Hufnagel, 2018). 

Dadurch können differenzierte Preise zwecks der Gewinnmaximierung eingesetzt werden 

(Schwaiger & Hufnagel, 2018). Das Gewinnprinzip, bei dem durch unternehmerisches Handeln 

eine Unternehmenswertmaximierung angestrebt wird, ist als Forderung der Shareholder zu ver-

stehen (Ulrich, 1997). Folglich fordert das Gewinnprinzip auch die Freiheit, die Preise stets 

gewinnmaximierend setzen zu dürfen. 

Empirische Untersuchungen ergeben allerdings ein heterogenes Bild der Profitabilität differen-

zierter Preise. So kann die Preisdifferenzierung den Markt in Richtung Wettbewerb bewegen 

und somit Monopolgewinne reduzieren (Chen & Iyer, 2002). Choudhary, Ghose, Mukhopad-

hyay und Rajan (2005) zeigten, dass differenzierte Preise in einem Duopol zu einem Gefangen-

endilemma führen. Dabei hätten beide Anbieter einen Anreiz, den individuellen Preis des Kon-

kurrenten zu unterbieten, um den Kunden für sich zu gewinnen, wodurch jeder Kunde einen 

einzelnen Wettbewerb darstellen würde. Infolge dieses Unterbietungswettstreites würden die 

Marktanteile wohl ähnlich bleiben, doch die Produzentenrente würde sinken. Somit wären 

beide Anbieter schlechtergestellt, als wenn sie beide Einheitspreise verlangt hätten. Es ist er-

sichtlich, dass die Erhaltung von monopolistischer Macht als Voraussetzung für eine erfolgrei-

che Preisdifferenzierung durch Letztere selbst gefährdet sein kann. Hierbei ist zu beachten, dass 

Preisabsprachen kartellrechtlich verboten sind (Art. 5 Abs. 3 lit. A KG). 

Wenn die monopolistische Marktstellung beibehalten werden kann, so sind hingegen Gewinn-

steigerungen möglich (Kahn & Jain, 2005). Allerdings können differenzierte Preise ebenso zu 

Gewinneinbussen durch negative Konsumentenreaktionen führen (Villas-Boas, 2004). So 

könnte der Konsument ex ante der Transaktion diejenigen Unternehmen meiden, welche die 

Preise differenzieren (Dickson & Kalapurakal, 1994), wodurch für beide Parteien kein Renten-

gewinn zustande kommt. Bei der Verwirrungsstrategie könnte der Konsument seine geschätzte 

Zahlungsbereitschaft so manipulieren, dass der individuelle Preis unter dem Monopolpreis lie-

gen würde (Schwaiger & Hufnagel, 2018). So muss der Anbieter fortwährend in neue Techno-

logien investieren, um Kunden zuverlässig einschätzen zu können, was in einem Wettrüsten 

enden könnte (Reinartz et al., 2017). Auch eine öffentliche Beschwerde würde einem Unter-

nehmen in Form von Reputationsverlust schaden (Reinartz et al., 2017), was beim anfänglich 

erwähnten Beispiel von Amazon zu beobachten ist. 
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Der Anbieter kann sich jedoch auch seinerseits Strategien zunutze machen, um die negativen 

Konsumentenreaktionen einzudämmen. Er kann versuchen, die Ähnlichkeit und somit die Ver-

gleichbarkeit der Produkte oder Dienstleistungen einzuschränken, was sich positiv auf die emp-

fundene Preisfairness auswirkt (Reinartz et al., 2017). Die Variation des Produktes wird bei-

spielsweise beim Gender-Pricing oft angewandt (Heiden & Wersig, 2017). Diese Strategie der 

intransparenten Preisgestaltung birgt allerdings das Risiko, dass sich der Konsument der Preis-

differenzierung ex post der Transaktion bewusst wird und infolge dessen eine grössere Unfair-

ness empfindet und sein Verhalten dementsprechend anpasst (Xia et al., 2004). Weiter kann der 

Anbieter versuchen, eine Vertrauensbasis abseits der Preispolitik aufzubauen, da dies den ne-

gativen Effekt von differenzierten Preisen abschwächt (Haws & Bearden, 2006). Zu guter Letzt 

ist es für Anbieter ratsam, Framing-Effekte auszunutzen, da Preise, die auf einem "Schein"-

Rabatt beruhen, die wahrgenommene Unfairness von differenzierten Preisen lindern können 

(Schwaiger & Hufnagel, 2018). So findet der Framing-Effekt besonders bei der Gewährung 

von individuellen Rabatten Anwendung (Schwaiger & Hufnagel, 2018). Diese Handlungsemp-

fehlungen können zwar die negativen Kundenreaktionen eindämmen, sind für den Anbieter al-

lerdings mit Transaktionskosten verbunden. Zudem impliziert eine niedrigere wahrgenommene 

Unfairness nicht zwingend, dass diese Gegenstrategien des Anbieters moralisch positiv zu be-

werten sind.  

4.1.2.3 Gesamtwohlfahrt 

Nach Koslowski (1988) unterliegt das Preissystem der sozialen Verteilungsgerechtigkeitsfor-

derung und soll zudem die Gesamtwohlfahrt maximieren. Aus diesem Grund wird an dieser 

Stelle die Gesamtwohlfahrt ebenfalls als Stakeholder eingeführt. In der Ökonomie wird diese 

als Summe der Konsumenten- und Produzentenrenten verstanden (Frank & Cartwright, 2013). 

In Anlehnung an Koslowski soll sowohl die Gesamtheit als auch die Verteilung der Renten in 

die Argumentation der ethischen Beurteilung der differenzierten Preissetzung einfliessen. Hier-

bei können die Renten als die jeweiligen Nutzen aus dem Tausch verstanden werden (Marcoux, 

2006).  

Ziel der differenzierten Preissetzung ist die produzentenseitige Abschöpfung der Konsumen-

tenrente zugunsten seiner Produzentenrente (Fassnacht, 1996). Dies allein hat allerdings nicht 

zwingend eine Auswirkung auf die Höhe der Gesamtwohlfahrt, da die Summe der Renten 

gleich hoch bleiben kann. Allerdings kann durch die Preisdifferenzierung auch ein individueller 

Preis unter dem Monopolreis gesetzt werden, sodass Konsumenten mit niedriger Zahlungsbe-

reitschaft einen Zugang zum Markt finden (Michalski, 1932). Dies hätte eine Erhöhung des 
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mengenmässigen Outputs zur Folge, was nach Schalensee (1981) eine Voraussetzung für eine 

Erhöhung der Gesamtwohlfahrt ist, da der Wohlfahrtsverlust reduziert wird. Letzterer wird 

umso stärker reduziert, je genauer der Markt segmentiert wurde und je perfekter die individu-

ellen Preise an die jeweiligen Zahlungsbereitschaften angeglichen werden (Fassnacht, 1996). 

Unter perfekter Preisdifferenzierung (1. Grad) ist ein pareto-optimales Ergebnis erreicht, was 

heisst, dass weder der Anbieter noch der Konsument bessergestellt werden kann, ohne den an-

deren schlechterzustellen (Varian, 1996). Die gesamte Summe der Konsumentenrenten wird 

dabei abgeschöpft und liegt vollständig beim Anbieter (Elegido, 2011). Da die perfekte Preis-

differenzierung allerdings in der Praxis kaum umsetzbar ist (Pigou, 1930), kann davon ausge-

gangen werden, dass der Konsument stets einen Teil seiner Konsumentenrente beibehalten 

kann. Trotzdem kann argumentiert werden, dass die einseitige Rentenverteilung ungerecht ist. 

Zudem legt die Dual-Entitlement-Theorie nahe, dass dies vom Konsumenten als unfair emp-

funden wird, was darauf hindeutet, dass eine soziale Norm verletzt wurde. Allerdings ist es 

denkbar, dass mit der Erhöhung der Produzentenrente auch eine Erhöhung der Konsumenten-

rente einhergeht, wenn beispielsweise lediglich die Preise unterhalb des Monopopreises diffe-

renziert werden (Borgesius & Poort, 2017). Jedoch ist auch dieser Fall eher unwahrscheinlich, 

da der Anbieter die Preisdifferenzierung bei Konsumenten mit hoher Zahlungsbereitschaft wohl 

zuerst ansetzt (Zander-Hayat, Reisch, & Steffen, 2016).  

Um die Auswirkung auf die Wohlfahrt genau einschätzen zu können, sind die Konsumentenre-

aktionen zu berücksichtigen, da diese Transaktionskosten verursachen (Reinartz et al., 2017). 

Ex post des Tausches werden Transaktionskosten beispielsweise durch Rückerstattungs- oder 

Ausgleichszahlungsforderungen verursacht. Im Vergleich mit einem Tausch unter Einheitsprei-

sen ergibt sich dadurch ein gesamtwirtschaftlicher Nettoverlust in Höhe genau dieser Transak-

tionskosten. Die Vermeidungsstrategie ist aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ebenfalls negativ zu 

bewerten, da weder der Produzent noch der Konsument eine Rente einfährt, wenn kein Tausch 

stattfindet. Auch mit der Verwirrungsstrategie des Konsumenten gehen Transaktionskosten ein-

her. Durch das bereits erwähnte Wettrüsten könnte dies auf beiden Seiten zu erheblichen Kosten 

führen, da auch der Anbieter Kosten aufwenden muss, um die Kunden erfolgreich differenzie-

ren zu können (Williamson, 1974). So muss der Anbieter in Datensammlungstechnologien in-

vestieren, um die Kunden erfolgreich zu identifizieren und segmentieren, die Suchkosten erhö-

hen, um die Markttransparenz zu reduzieren, die Datensammlung verschleiern und Arbitrage-

möglichkeiten unterbinden (Ezrachi & Stucke, 2016). 
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Im Gegensatz zum Pareto-Optimum bei perfekter Preisdifferenzierung, bei dem die Produzen-

tenrente maximiert wird, bildet auch der vollkommene Wettbewerb ein Pareto-Optimum (Jentz-

sch, 2017). Auch hier wird der Output maximiert, was allerdings zugunsten des Konsumenten 

geschieht, da der Anbieter die Preise auf Grenzkostenniveau setzt und deshalb die Konsumen-

tenrente maximal ist (Jentzsch, 2017). Der Markt kann sich durch die Preisdifferenzierung in 

die Richtung eines solchen Wettbewerbes entwickeln, zeigen Chen und Iyer (2002). Folglich 

hängt eine Aussage über die Allokation der Renten durch differenzierte Preise davon ab, ob 

sich ein Markt tatsächlich in Richtung eines Wettbewerbs entwickelt. Ungeachtet dessen, zu 

welchen Gunsten er sich bewegt, kann festgehalten werden, dass sich die Gesamtwohlfahrt 

durch eine differenzierte Preissetzung erhöhen wird, solange dadurch neue Konsumenten am 

Markt partizipieren können und die konsumenten- und produzentenseitigen Reaktionen nicht 

zu hohe Transaktionskosten verursachen.  

Es lohnen sich differenzierte Preise für diejenigen Konsumenten, welche erst dadurch einen 

Marktzugang erlangen, was allerdings auf Kosten derer geht, welche eine vergleichsweise hohe 

Zahlungsbereitschaft aufweisen und somit auch mehr bezahlen (Borgesius & Poort, 2017).  

Deshalb gibt es neben der Verschiebung von der Konsumenten- zur Produzentenrente auch 

einen Umverteilungseffekt innerhalb der Konsumentenrente von Personen mit hoher Zahlungs-

bereitschaft zu denjenigen mit einer niedrigen Bereitschaft. Nach Plassmann und Hamm (2009) 

besteht zwischen der Zahlungsbereitschaft und der Einkommenshöhe eine positive Korrelation, 

wodurch die Preisdifferenzierung zu einer Umverteilung des Einkommens führt. Somit könnte 

von einer Solidarität mit finanziell schwächeren Personen gesprochen werden, da die Konsu-

menten durch differenzierte Preise auf Vermögensebene näher zusammenrücken würden. Da-

bei erhöht sich die soziale Gleichheit, welche als auf die Bedürfnisse und Leistungen der Men-

schen abgestimmte Verteilung wirtschaftlicher und sozialer Ressourcen und Güter definiert ist 

(Müller & Wegener, 1995, S. 10). 
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4.2 Pro- & Contra-Argumente 

In Tabelle 2 sind die zuvor herausgearbeiteten Argumentationen der Stakeholder zusammenge-

fasst und nach Pro und Contra der Preisdifferenzierung eingeteilt: 

Tabelle 2. Pro & Contra der Stakeholder-Argumente 

Konsument Pro - Den zahlungsschwächeren Konsumenten kann erstmalig 

ein Marktzugang gewährt werden, wobei es zu einer Um-

verteilung des Vermögens innerhalb der Konsumenten-

gruppe kommt. 

- Sollte sich durch die Preisdifferenzierung ein Wettbe-

werbsmarkt bilden, wirkt sich dies im Vergleich zum bis-

herigen Monopol positiv auf die Konsumenten aus.   

 Contra - Die Theorie und auch die Empirie zeigen, dass differen-

zierte Preise als unfair wahrgenommen werden. Haupt-

gründe dafür sind Normenverletzungen und Abweichun-

gen gegenüber einem Referenzpreis.  

- Explizit werden Intransparenz, Diskriminierung, unge-

rechte Generalisierung sowie eine Ausnutzung als Nor-

menverletzung vorgeworfen. 

- Die Umverteilung des Vermögens innerhalb der Konsu-

menten geschieht auf Kosten von finanziell Stärkeren und 

ist aus deren Sicht negativ zu bewerten. 

Anbieter Pro - Eine zusätzliche Abschöpfung der Konsumentenrente zur 

Gewinnmaximierung ist möglich. Hierdurch kann das Un-

ternehmen den Forderungen der Stakeholder nach einer 

Unternehmenswertmaximierung nachkommen. 

- Um diesem Gewinnprinzip nachzukommen, muss das 

Prinzip der Preissetzungsfreiheit gelten. 

 Contra - Konsumenten passen ihr Kaufverhalten bei wahrgenom-

mener Unfairness an, was zu Gewinneinbussen und 

Transaktionskosten führt.  

- Eine Entwicklung zum Wettbewerbsmarkt ist für alle be-

teiligten Anbieter nachteilig. 
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Gesamt-

wohlfahrt 

Pro - Der Marktzugang neuer Konsumenten führt zu einer Er-

höhung des Outputs, wodurch sich der monopolistische 

Wohlfahrtsverlust hauptsächlich zugunsten der Produzen-

tenrente reduziert. 

- Die Umverteilung des Vermögens innerhalb der Konsu-

menten hat solidarischen Charakter und erhöht die soziale 

Gleichheit. 

- Der Markt könnte sich in Richtung Wettbewerb bewegen, 

wodurch sich der Wohlfahrtsverlust zugunsten der Kon-

sumentenrente reduziert. 

 Contra - Die Konsumenten- und Produzentenreaktionen führen zu 

Transaktionskosten. 

- Die aggregierte Konsumentenrente nimmt ab, was zu ei-

ner ungerechten Rentenverteilung führt.  

Quelle: eigene Darstellung. 

4.3 Die moralischen Fragen  

Ausgehend vom Anbieter muss grundsätzlich geklärt werden, welcher moralische Stellenwert 

seiner Preissetzungsfreiheit zukommen soll.  

(1) Dürfen Unternehmen ihre Preise frei resp. gewinnmaximierend wählen? 

Dafür muss erst geklärt werden, ob die Preise gewinnmaximierend gesetzt werden müssen. Ein 

Unternehmen tritt in erster Linie seinen Shareholdern gegenüber auf, die eine Gewinnmaximie-

rung zwecks einer Unternehmenswertsteigerung fordern: 

(a) Stehen Unternehmen in der moralischen Pflicht, ihren Unternehmenswert zu 

maximieren? 

Anschliessend ist zu klären, ob die moralische Pflicht von Unternehmen über den Shareholder-

Ansatz hinausgeht. Stehen beispielsweise Anbieter dem Konsumenten gegenüber in Verant-

wortung, sodass die unternehmerische Freiheit in der Preissetzung eingeschränkt werden darf? 

(b) Dürfen andere Stakeholder legitime Ansprüche an unternehmerisches Handeln 

stellen?  
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Kann Frage (b) bejaht werden, so lassen sich folgende moralischen Fragen aus den Stakeholder-

Argumenten ableiten: 

(2) Müssen Konsumenten preislich gleich behandelt werden? 

(3) Beruht die Preisdifferenzierung auf der Ausnutzung des Konsumenten?  

(4) Inwiefern ist die Verteilung der Renten aus dem Tausch ethisch relevant und wie sieht 

eine gerechte Rentenverteilung aus? 

(5) Kommt der erhöhten sozialen Gleichheit durch die Gewährung eines Marktzuganges 

für Konsumenten, die unter Monopolpreisen nicht am Markt partizipiert haben, ein mo-

ralischer Wert zu? 

(6) Ist dieser neue Marktzugang der finanziell Schwächeren aus der Solidarität von zah-

lungsstärkeren Konsumenten begründet und darf oder muss diese gefordert werden? 

(7) Darf aufgrund diskriminierender personenbezogener Merkmale preislich differenziert 

werden? 

(8) Inwiefern dürfen individuelle Konsumenten aufgrund identischer Merkmale generali-

siert einem Preisniveau zugewiesen werden, unter der Gefahr, dass das Preisniveau 

nicht jedem Individuum gleich gerecht wird? 

(9) Dürfen Preise differenziert werden, ohne dies transparent zu kommunizieren?  

Die Transparenz beinhaltet hierbei die Information, dass überhaupt preislich differen-

ziert wird und dass keine absichtlichen Verminderungen von Ähnlichkeiten der Leis-

tungen erfolgen. Darüber hinaus fordert die Transparenz, dass die Segmentierungsmerk-

male und ihre Gewichtung in der Preisberechnung für die Stakeholder identifizierbar 

sind.  

(10) Ist ein effizienter Markt mit möglichst grosser Gesamtwohlfahrt moralisch geboten? 

(11) Wie ist eine Marktentwicklung in die Richtung des Wettbewerbs aus moralischer Sicht 

zu bewerten? 

4.4 Analyse der Argumente 

4.4.1 Moralische Normen und Werte 

Als Argument wurde bereits das Gewinnprinzip als an das Unternehmen gerichtete Forderung 

der Stakeholder nach einer Unternehmenswertsteigerung eingeführt. Um diesem Ziel nachzu-

kommen, müssen Unternehmen die Freiheit besitzen, die Preise so zu setzen, dass sie gewinn-

maximierend wirken. Deshalb besteht für den Anbieter grundsätzlich das Recht der Preisset-

zungsfreiheit, worin Diller (2005) die moralische Norm der Autonomie sieht. Bei dieser soll 
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jedem die Möglichkeit der freien (preispolitischen) Entfaltung zukommen (Diller, 2005). Miller 

(2014) sieht das Gewinnprinzip und die Preissetzungsfreiheit durch den Wirtschaftsliberalis-

mus begründet. Dieser basiert auf den Überlegungen von Smith (1776), welcher argumentiert, 

dass die freie Marktwirtschaft einen Ausgleich von Preis und Output erzeugt und das Gemein-

wohl fördert. Durch das unternehmerische, eigensinnig motivierte Verfolgen des Gewinnprin-

zips müssten die Unternehmen, damit sie am Markt bestehen zu können, ihre Produktivität ma-

ximieren, um das bestmögliche Angebot dem Konsumenten so günstig wie möglich anbieten 

zu können. Somit falle das individuelle Interesse der Anbieter nach Gewinn mit dem der Kon-

sumenten nach möglichst hochwertigen und günstigen Produkten zusammen.  

Bei der Preisdifferenzierung ist allerdings zu beobachten, dass die Interessen der Stakeholder 

nicht zusammenfallen, sondern im Konflikt zueinander stehen. In den Überlegungen von Smith 

ist diesbezüglich ein vollkommener Wettbewerbsmarkt als Voraussetzung für die optimale Al-

lokation knapper Ressourcen vorgesehen (Goppel, Mieth, & Neuhäuser, 2016), der bei der 

Preisdifferenzierung nicht gegeben ist. Deshalb soll in dieser Arbeit die Position der integrati-

ven Wirtschaftsethik eingenommen werden. Als deren Begründer kritisiert Ulrich (1997, 1998) 

die ökonomische Logik des Marktes als Ort der Moral und das dadurch legitimierte Gewinn-

prinzip. Dieser Argumentation fehle es an vernunftethischer Begründung, da sie nicht wertefrei 

durch einen öffentlichen Diskurs entstanden ist. Dem Gewinnprinzip komme nicht der Status 

eines umfassenden ethischen Prinzips zu, da es die Frage nach der Gerechtigkeit im Tauschge-

schäft missachte. Dennoch könne es als parteilicher Anspruch in einem ethischen Diskurs auf-

geführt werden. Somit ist einerseits die moralische Frage (a) aus Kapitel 4.3 zu bejahen, da die 

Frage nach der Moral über die Gewinnmaximierung hinausgeht, diese aber berücksichtigen 

kann. Andererseits kann auch Frage (b) bejaht werden, da die ethische Beurteilung einer unter-

nehmerischen Handlung von allen Betroffenen, die legitime Ansprüche an das Unternehmen 

haben, abhängig gemacht werden soll. Der Konsument würde diese Bedingung als legitimer 

Stakeholder erfüllen, da er unmittelbar betroffen ist. Somit besitzt er moralische Rechte gegen-

über dem Anbieter und aus diesem Grund steht es Unternehmen nicht zu, die Preise vollkom-

men frei wählen zu dürfen. Vor diesem Hintergrund sollen nachfolgend die moralischen Nor-

men und Werte der Fragen (2) bis (11) untersucht werden. 

Die Preisdifferenzierung beruht auf der monopolistischen Marktmacht und auf der Kenntnis 

über die unterschiedlichen Zahlungsbereitschaften der Konsumenten (Phlips, 1983). Verwendet 

der Anbieter diese Voraussetzungen zur Verfolgung seiner Eigeninteressen, so tangiert dies das 

moralische Prinzip der Ausnutzung, da er eine Machtposition gegenüber dem Konsumenten 
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einnimmt. Zwolinski (2007, 2008) hält dem entgegen, dass der Konsument noch immer einen 

positiven Nettonutzen aus dem Tausch zieht. Ebenfalls stehe es ihm frei, nicht auf das Angebot 

einzugehen (Zwolinski, 2007, 2008). Ganz-Keppeler (1966) sieht deshalb das Risiko der Aus-

nutzung besonders bei Grundgütern, auf die der Konsument angewiesen ist und deshalb eine 

besonders hohe Zahlungsbereitschaft aufweist.  

In diesem Zusammenhang stellt sich jedoch die Frage, ob sich der Konsument dieser Ausnut-

zung überhaupt bewusst ist. Aufgrund der wahrgenommenen Unfairness und der daraus resul-

tierenden Konsumentenreaktionen haben Anbieter einen Anreiz, die differenzierte Preisstrate-

gie zu verschleiern (Odlyzko, 2004). So kann es für den Konsumenten erschwert sein, einzu-

schätzen, ob die Preise differenziert sind und, falls ja, welche Parameter einen Einfluss auf den 

individuellen Preis haben. Dadurch wird der ethische Wert der Transparenz verletzt, welcher 

besagt, dass jeder Person das Recht zukommen soll, einen Zugang zu den für sie relevanten 

Informationen zu finden (Brodbeck, 2004). Dabei verschärft der elektronische Handel mit der 

Nutzungsmöglichkeit von Big-Data-Analysealgorithmen und Machine-Learning die Intranspa-

renz (Hauser et al., 2017). Als besonders relevant identifizierten Hauser et al. (2017), dass die 

Parameter nicht auf Vollständigkeit, Richtigkeit, Relevanz und Zweckgebundenheit überprüft 

werden. Vor allem die Richtigkeit der Datengrundlage könnte durch die Gewährung der Kon-

trolle der eigenen (digitalen) Identität sichergestellt werden. Diese besagt, dass jede Person ge-

nügend Freiraum haben muss, ihre (digitale) Identität zu formen (Hauser et al., 2017). Ist die 

Preissetzung intransparent gestaltet, sodass die Segmentierungsmerkmale nicht einsehbar sind, 

können diese nicht auf ihre Richtigkeit kontrolliert werden. Allerdings stehe der Transparenz 

gegenüber, dass die Berechnungsgrundlage, auf welcher die differenzierte Preisbildung beruht, 

dem Geschäftsgeheimnis unterliegt und somit schützenswert ist, weshalb dessen Geheimhal-

tung sichergestellt werden müsse (Hauser et al., 2017). 

Sollte die Relevanz der Differenzierungsmerkmale nicht gegeben sein, so ist dies als Diskrimi-

nierung zu werten. Das Diskriminierungsverbot als Bestandteil des Fairnessgebots besagt, 

dass Personen ohne sachliche Rechtfertigung nicht ungleich behandelt werden dürfen (Hauser 

et al., 2017). Dies trifft zu, wenn beispielsweise aufgrund der Hautfarbe, des Geschlechtes oder 

der Religion unterschieden wird, ohne dass diesen Merkmalen, in Bezug auf die Unterschei-

dung, eine Relevanz zukommt (Hauser et al., 2017). Vielmehr beruhe die Ungleichbehandlung 

auf Vorurteilen oder Ignoranz (Hauser et al., 2017). Sollte den Merkmalen allerdings eine Re-

levanz bei der Einschätzung der Zahlungsbereitschaft zukommen, so stellt dies nach Ansicht 

des Autors keine Diskriminierung dar, obwohl Konsumenten unterschiedlich behandelt werden. 
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Denn hier ist eine sachliche Rechtfertigung gegeben. Beim Fallbeispiel des Gender-Pricing 

würde der oft gebrachte Vorwurf der Diskriminierung somit in den meisten Fällen nicht halten, 

obwohl dies auf den ersten Blick vermutet werden könnte. Denn die unterschiedlichen Ge-

schlechter besitzen aufgrund des Gender-Marketings häufig unterschiedlich hohe Zahlungsbe-

reitschaften (Stokeburger-Sauer & Teichmann, 2013), wodurch unterschiedliche Preise nicht 

zwingend ungerechtfertigt sind.  

Auch wenn die Gesamtheit der Geschlechter unterschiedliche Zahlungsbereitschaften aufwei-

sen, so trifft dies längst nicht auf jeden einzelnen Mann oder jede einzelne Frau zu. Beruht die 

Segmentierung nicht auf der Analyse eines einzelnen Konsumenten, sondern wird der Einzelne 

einer Gruppe zugewiesen, so spricht Britz (2008) von einem Generalisierungsunrecht. Da der 

Preis von einer Korrelation zwischen der Gruppe und einer Zahlungsbereitschaft auf den Ein-

zelnen abgeleitet wird, könne nicht sichergestellt werden, dass der generierte Preis dem indivi-

duellen Konsumenten gerecht wird (Hauser et al., 2017). So führt Miller (1999) aus, dass jeder 

Mensch als Individuum behandelt werden soll und nicht als Mitglied einer Gruppe. Nach Pärli 

und Oberhausser (2019) tritt die Generalisierung häufig bei Krankenversicherungsleistungen 

auf. Zur Prämienberechnung werden hierbei Antragsstellende aufgrund ihrer persönlichen 

Merkmale einer Risikogruppe zugeschrieben, sodass eine statische Korrelation zur Eintritts-

wahrscheinlichkeit und Kostenaufwendungen eines Krankheitsfalles besteht (Pärli & Ober-

hausser, 2019). Problematisch wird dies, sobald ein individueller Antragssteller aufgrund seiner 

Krankenakte einer Risikogruppe und somit einer Prämienzahlung zugeschrieben wird, obwohl 

die tatsächliche Eintrittswahrscheinlichkeit tiefer oder höher liegt (Pärli & Oberhausser, 2019). 

Diese Fehleinschätzung beruht dabei auf unvollständigen Informationen (Pärli & Oberhausser, 

2019). Je mehr Informationen über eine Person berücksichtigt werden, desto genauer und ge-

rechter wird demnach die Differenzierung (Lippert-Rasmussen, 2010).  

Beruht die Preisdifferenzierung auf der Zahlungsbereitschaft, so würde dies dem Ziel einer so-

zialen Gleichheit dienen (Elegido, 2011). Einer solchen egalitaristischen Forderung steht die 

Leveling-down-Objection entgegen, welche kritisiert, dass eine Abwertung der bessergestellten 

Individuen auf das Niveau des am schlechtesten gestellten (oder aller sogar darunter) nicht ge-

wünscht sein kann (Holtug, 1998). Hält der Anbieter seine monopolistische Position, so stellt 

die Preisdifferenzierung für bisherige Konsumenten ein solches Leveling-down dar. Elegido 

(2011) spricht deshalb einer sozialen Gleichheit, welche durch ein Leveling-down ausgelöst 

wurde, keinen intrinsischen Wert zu. Vielmehr müsse sie durch eine Aufwertung sozial schwä-

cherer Menschen entstehen.  
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Bekanntlich stehen hinter einem Unternehmen letztendlich natürliche Personen als Profiteure 

des wirtschaftlichen Handels, welche durch die Gewinnausschüttung ihr eigenes Vermögen 

maximieren. Demnach würden solche Geschäftspraktiken der sozialen Gleichheit schaden, da 

die Vermögensunterschiede in der Bevölkerung ansteigen würden. Insbesondere wenn durch 

ein Leveling-down alle anderen schlechtergestellt werden. Dennoch möchte der Autor diese 

Argumentation nicht in diese Arbeit einfliessen lassen, da längst nicht alle Unternehmen ihren 

Shareholdern übermässig hohe Gewinne ausschütten. Ausserdem können die Profiteure der 

Preisdifferenzierung auch als Konsumenten auf anderen Märkten auftreten, wo ihnen infolge-

dessen eine hohe Zahlungsbereitschaft zugesprochen wird. Kolmar (2017) fügt an, dass dieses 

Verteilungsproblem beispielsweise über die Steuern direkt angegangen werden soll. So können 

die Steuern aus den Gewinnausschüttungen, welche durch die Preisdifferenzierung ermöglicht 

wurden, der sozialen Gleichheit dienen. 

Die zuvor aufgeführten Argumentationen lassen ausser Acht, dass durch differenzierte Preise 

neue Konsumenten einen Zugang zum Markt finden können (Michalski, 1932). In diesem Fall 

kann nicht mehr von einem absoluten Leveling-down die Rede sein, da diese Konsumenten 

erstmals eine Konsumentenrente einfahren und somit bessergestellt sind, als wenn sie gar nicht 

am Markt teilnehmen würden. Nichtsdestotrotz würde die Abwertung überwiegen, da sich die 

Gesamtsumme an Konsumentenrente durch differenzierte Preise verkleinert (Fassnacht, 1996). 

Somit würde mit der sozialen Gleichheit, welche durch differenzierte Preise entsteht, eine un-

gleiche Rentenverteilung einhergehen.   

Wenn neue Konsumenten einen Marktzugang durch die Preisdifferenzierung gewinnen, indem 

einkommensstärkere Konsumenten diese Preispolitik für den Anbieter attraktiv machen, kann 

von Solidarität für einkommensschwächere Konsumenten gesprochen werden. Diese zeichnet 

sich durch eine gesellschaftliche Unterstützung von Schwächeren aus, deren Status nicht selbst-

verschuldet ist (Hauser et al., 2017). Der Status des Schwächeren kann auf die niedrigere Zah-

lungsbereitschaft und somit auf das geringere Einkommen bezogen werden. Hier stellt sich die 

Frage, ob ein niedrigeres Einkommen nach dem Verursacherprinzip nicht tatsächlich selbstver-

schuldet ist. Schnitzlein (2013) untersuchte die Abhängigkeit des Arbeitseinkommens von un-

beeinflussbaren Faktoren in Deutschland. Dabei kam er zu dem Schluss, dass die Chancen-

gleichheit als gering zu bewerten ist, was hauptsächlich auf Unterschiede in Familienhinter-

grund und Bildungszugang zurückzuführen ist. Somit sind Einkommensunterschiede nicht 

zwingend und in vollem Masse selbstverschuldet, weshalb die Solidarität als moralisches Ar-

gument für die Preisdifferenzierung dienen kann. Auch in der Theorie des Luck-Egalitarismus 
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wird gefordert, dass Ungleichheiten nur in dem Masse moralisch legitim sind, wie diese selbst 

verschuldet sind (Goppel, Mieth, & Neuhäuser, 2016). Dies basiert auf den Überlegungen 

Rawls (1971), welcher meint, dass der Umfang des eigenen Wohlstands von natürlichen oder 

sozialen Umständen wie Talent oder Herkunft abhängt, die nicht erarbeitet werden können, da 

sie bei Geburt bereits gegeben sind. Somit erfordere es Glück (engl. luck), einen höheren sozi-

alen Status zu erlangen. 

Molitor (1989) sieht in der Preisdifferenzierung den Gleichbehandlungsgrundsatz verletzt, 

welcher verlangt, dass jeder Konsument gleich bepreist wird. Marcoux (2006) erwidert, dass 

gerade die ungleiche Behandlung in Form der preislichen Differenzierung eine Gleichheit 

schaffe. Denn die Forderung nach Einheitspreisen unterstelle, dass alle Konsumenten denselben 

Preis zahlen sollen, da das Produkt einen fest zugeschriebenen Nutzen habe. Unterschiedliche 

Zahlungsbereitschaften würden jedoch unterschiedliche Nutzen aus dem Konsum implizieren. 

Konsumenten mit einer hohen Zahlungsbereitschaft hätten hierbei auch einen hohen Nutzen 

aus dem Konsum. Somit würden Konsumenten verschiedene Nettonutzen aus dem Tausch un-

ter Einheitspreisen ziehen. Der Nettonutzen, welcher sich aus dem Nutzen des Konsums abzü-

glich des bezahlten Preises ergibt, wäre dabei als individuelle Konsumentenrente zu verstehen. 

Wenn nun die Forderung nach Gleichheit verlangt, dass alle eine gleich hohe individuelle Kon-

sumentenrente aus dem Tausch ziehen, dann müsste der individuelle Preis dem individuellen 

Nutzen aus dem Konsum und somit der Zahlungsbereitschaft angepasst werden, was per Defi-

nition der Preisdifferenzierung entspricht. In Anlehnung an diese Argumentation von Marcoux 

(2006) sieht auch der Autor im Gleichbehandlungsgrundsatz in Bezug auf die Preisdifferenzie-

rung keinen zwingenden moralischen Wert. Da der Zahlungsbereitschaft als Differenzierungs-

merkmal eine Relevanz zukommt, ist sie ausserhalb der Diskriminierung zu sehen und recht-

fertigt deshalb eine Ungleichbehandlung. Der Autor folgt in dieser Hinsicht dem Bundesge-

richt, welches den Gleichheitssatz in Art. 4 der Bundesverfassung folgend kommentiert: „Glei-

ches ist nach Massgabe seiner Gleichheit gleich, Ungleiches ist nach Massgabe seiner Un-

gleichheit ungleich zu behandeln“ (BGE 117 Ia 257 S. 259). Dem einleitenden Vorwurf von 

Paul Krugman (2000, S. 35): ”Some people pay more just because of who they are“, kommt 

demnach keine Gültigkeit zu. 
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4.4.2 Abgleich mit normativen Hintergrundtheorien 

4.4.2.1 Tugendethik 

Die Tugendethik, so schreiben Bleisch und Huppenbauer (2014), befasst sich gesamtheitlich 

mit der handelnden Person. Die moralische Qualität der Handlungen würde dabei in den Hin-

tergrund treten, um die Charaktereigenschaften in das Zentrum der ethischen Betrachtung zu 

rücken. Diese Charaktereigenschaften, auch Tugenden genannt, sollten bestimmen, wie ein 

Mensch zu handeln hat. Folglich wäre eine tugendhafte Person jemand, der moralisch korrekt 

handelt. Koslowski (1988) fügt an, dass das Wesen der Tugenden dabei ein situativ angemes-

sener Mittelweg zwischen zwei Extremen sei. So würde beispielsweise die Tugend der Gross-

zügigkeit zwischen Geiz und Verschwendung liegen.  

Im Falle der Preisdifferenzierung tritt in erster Linie der Anbieter, in der Rolle des Preissetzers, 

als die handelnde Person auf. Da sich die Tugendethik mit menschlichen Charaktereigenschaf-

ten beschäftigt, soll sich nachfolgend auf die Entscheidungsträger des Unternehmens bezogen 

werden. Bei einer algorithmisierten Berechnung des differenzierten Preises tritt grundsätzlich 

das Problem auf, dass Maschinen keine moralischen Normen und Werte kennen. So liegt es 

auch in ihrer Natur, dass ihnen keine tugendhaften Charaktereigenschaften zugeschrieben wer-

den können. Deshalb soll auch hier ein menschlicher Verantwortlicher einstehen müssen. 

Sollte die Berechnungsgrundlage differenzierter Preise auf diskriminierenden Merkmalen be-

ruhen, so könne der verantwortlichen Person Charakterschwäche vorgeworfen werden. Sie sei 

voreingenommen oder ignorant und somit nicht tugendhaft. Auch die Generalisierung der Kon-

sumenten respektiert den Menschen als Individuum nicht. Allerdings verlangt die Tugendethik 

nicht, dass jeder Anbieter alle Konsumenten vollkommen korrekt einschätzen kann. Vielmehr 

müsste der Anbieter ein gesundes Mass an Suchkosten aufbringen, um den Konsumenten aus-

reichend einschätzen zu können. In diesem Sinne argumentiert Arneson (2006), dass jegliche 

Bemühung, ein Individuum voll und ganz individualistisch zu betrachten, hoffnungslos sei.  

Dass der Anbieter die Preise aus der Motivation der maximalen Rentenabschöpfung zu diffe-

renzieren versucht, sei laut Koslowski (1988) aus tugendethischer Sicht problematisch. Selbst 

wenn der Konsument noch immer einen Nutzen in Form seiner Konsumentenrente aus dem 

Tausch ziehen würde, so verletze eine ungleiche Rentenverteilung das moralische Gebot der 

Billigkeit. Diese fordere die Bereitschaft über die Mindestanforderung hinaus, die Interessen 

anderer Stakeholder zu berücksichtigen. Somit müsse der Anbieter dem Konsumenten sein In-

teresse in Form seiner Rente gleichermassen zugestehen, wie er sie für sich selbst beansprucht. 
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Somit liege das tugendhafte Verhalten zwischen rücksichtsloser Rentenabschöpfung mit dem 

Ziel der Gewinnmaximierung und absoluter Nachgiebigkeit. Ein Tausch sei erst dann als fair 

zu bewerten, wenn die Interessen beider Parteien ausgeglichen sind (Koslowski, 1988).  

Analog zur Argumentation der Rentenverteilung ist die Billigkeit ebenfalls in der Ausnutzung 

von Macht verletzt. Die Ausnutzung beruht einzig auf eigensinnigen und rücksichtslosen Mo-

tiven ungleicher Machtverhältnisse und respektiert die Interessen des Konsumenten nicht. Auch 

die absichtliche Gestaltung intransparenter Preissetzung ist einem solchen Extrem zugeordnet. 

Einer Person, die absichtlich relevante Informationen verbirgt, können die Tugenden der Ehr-

lichkeit und Integrität abgesprochen werden. Im Kontext des Schutzes der Preisberechnungs-

grundlage als Bestandteil des Geschäftsgeheimnisses fordert die Tugendethik hierbei nicht die 

komplette Offenlegung der Preisberechnung, sondern ein angemessenes Mittelmass an Trans-

parenz. Ein solches Mittelmass könnte in der Bestätigung liegen, dass die Preise differenziert 

sind und in der Gewährung einer Bearbeitungsmöglichkeit der personenbezogenen Daten für 

den jeweiligen Konsumenten. Somit wäre das konsumentenseitige Interesse an relevanten In-

formationen und der Kontrolle der eigenen (digitalen) Identität berücksichtigt, ohne dass intel-

lektuelle Vermögenswerte an die Öffentlichkeit gelangen. 

Die Forderung nach der Berücksichtigung der Interessen anderer Parteien zeigt, dass die Tu-

gendethik ein gewisses Mass an Solidarität verlangt. Eine Person, die solidarisch handelt, kann 

mit den Tugenden der Grosszügigkeit oder Uneigennützigkeit bezeichnet werden. Im Kontext 

der Preisdifferenzierung ist von der Solidarität von finanziell stärkeren Konsumenten die Rede, 

welche den Marktzugang für finanziell schwächere ermöglichen. Da dies allerdings nicht auf-

grund altruistischer Motive geschieht, sondern eher als Nebenprodukt der Preisdifferenzierung 

auftritt, ist dieser Solidarität kein tugendhafter Wert zuzuschreiben.  

4.4.2.2 Deontologie 

Laut Bleisch und Huppenbauer (2014) befasst sich die Deontologie mit der Pflicht des morali-

schen Handelns. Dabei beziehe sie sich einzig auf den moralischen Wert der Handlung, ohne 

deren Folgen zu bewerten. Eine Handlung, wie beispielsweise die freie Preissetzung, sei so 

lange erlaubt, bis sie an eine moralische Grenze stösst. Diese Grenzen seien in Form von Ver-

boten artikuliert und dienten dem Schutze von Persönlichkeits- und Freiheitsrechten. Bei der 

Handlung spielten zudem dahinterliegende Absichten und Motive eine Rolle. Somit sei der 

Wille, die moralisch korrekte Handlung auszuführen, entscheidend und nicht die tatsächliche 

Handlung an sich (Bleisch & Huppenbauer, 2014).  
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Bleisch und Huppenbauer (2014) führen als solches deontologisches Prinzip das kantische In-

strumentalisierungsverbot auf. Dieses fordere, dass jeder Mensch als Zweck, aber niemals bloss 

als Mittel behandelt werden darf, da ihm Würde zukommt. Dabei könne die Würde im Gegen-

satz zum Wert nicht abgewogen werden. In Bezug auf differenzierte Preise schreibt Kant (1785, 

S. 15):  

Es ist allerdings pflichtmässig, dass der Krämer seinen unerfahreneren Käufer nicht überteuere, 

und, wo viel Verkehr ist, thut dieses auch der kluge Kaufmann nicht, sondern hält einen festge-

setzten allgemeinen Preis für jedermann, so dass ein Kind eben so gut bei ihm kauft, als jeder 

Andere. Man wird also ehrlich bedient; allein das ist lange nicht genug, um deswegen zu glauben, 

der Kaufmann habe aus Pflicht und Grundsätzen der Ehrlichkeit so verfahren; sein Vortheil er-

forderte es; dass er aber überdem noch eine unmittelbare Neigung zu den Käufern haben sollte, 

um gleichsam aus Liebe keinem vor dem anderen im Preise den Vorzug zu geben, lässt sich hier 

nicht annehmen. 

Dem Zitat ist zu entnehmen, dass eine differenzierte Preissetzung, die auf der Ausnutzung von 

Macht und Informationen beruht, das deontologische Ausnutzungsverbot tangiert. Durch die 

Ausnutzung wird der Konsument einzig als Zweck behandelt und nicht aus intrinsischer Moti-

vation respektiert. Somit instrumentalisiert der Anbieter seine Konsumenten, indem er einzig 

seinen Gewinn zu maximieren weiss. Wenn die Ausnutzung auf der absichtlichen Gestaltung 

intransparenter Preissysteme beruht, sind auch diese zu verbieten, um der Ehrlichkeit Gewähr 

zu leisten. Der Anbieter sollte seinen Informationsvorsprung nicht ausnutzen, sondern den Kon-

sumenten informieren, um diesen zu befähigen, eine fundierte Entscheidung zu treffen. Des 

Weiteren sollte er das konsumentenseitige Persönlichkeitsrecht der Kontrolle der eigenen Iden-

tität respektieren und die Berechnungsparameter dem Konsumenten zur Prüfung vorlegen, wel-

cher diese im Sinne der Ehrlichkeit wahrheitsgetreu zu bearbeiten hat.  

Ebenfalls ist die Diskriminierung aus deontologischer Sicht zu verbieten. Sie steht im klaren 

Gegensatz zur Achtung der Menschenwürde, da sie den Menschen nicht respektiert. Auch die 

Generalisierung mit der Gefahr, dass nicht jeder differenzierte Preis dem jeweiligen Konsu-

menten gerecht wird, achtet den Menschen nicht als Individuum und wäre aus deontologischer 

Sicht zu verbieten.  

Die Solidarität von zahlungsstärkeren Konsumenten gegenüber zahlungsschwächeren kann als 

moralische Pflicht angesehen werden. Da die Empirie allerdings zeigt, dass vor allem zahlungs-

stärkere Konsumenten dies als unfair bewerten (Martins, 1995), kann hier nicht von einer frei-

willigen Solidarität gesprochen werden. Die Solidarität tritt viel mehr als Nebenprodukt 
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eigensinniger Kaufentscheidungen auf. Somit fehlt das intrinsische Motiv des richtigen Han-

delns, womit der Solidarität aus deontologischer Sicht kein moralischer Wert zugesprochen 

werden kann.  

4.4.2.3 Utilitarismus als konsequentialistische Ethik 

Laut Bleisch und Hupenbauer (2014) steht beim Konsequentialismus nicht die Handlung an 

sich im Zentrum der ethischen Betrachtung, sondern der Fokus liegt einzig auf deren Folgen. 

Damit solle vermieden werden, dass vermeintlich moralische Motive zu negativen Ergebnissen 

führen. Die Motivation hinter einer Handlung spiele im Konsequentialismus allgemein keine 

Rolle. Da die Folgen einer Handlung allerdings nicht immer bekannt seien, müssten sie unter 

Umständen unter Berücksichtigung ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit abgeschätzt werden. Diese 

Folgen könnten anschliessend in Bezug auf eine Zielvorstellung gegeneinander abgewogen 

werden, um ein moralisches Urteil fällen zu können. Davor müsse sich allerdings auf eine sol-

che Zielgrösse geeinigt werden. Beispielsweise werde im Utilitarismus, als eine Variante kon-

sequentialistischer Ethik, die Maximierung des Gesamtnutzens als Zielgrösse angestrebt. Eine 

Handlung sei dementsprechend erst dann moralisch sinnvoll, wenn die gegeneinander abgewo-

genen Folgen eine Erhöhung der Summe aller Nutzen der betroffenen Stakeholder wahrschein-

lich machen (Bleisch & Huppenbauer, 2014).  

Die Nutzen der Stakeholder können als Produzenten- bzw. Konsumentenrente definiert werden, 

deren Summe die Gesamtwohlfahrt bildet. Letztere zu maximieren, wäre demnach das Ziel 

einer utilitaristischen Handlung. Da sich der monopolistische Wohlfahrtsverlust durch die Ge-

währung eines Marktzuganges für neue Konsumenten reduziert (Borgesius & Poort, 2017), 

würde die Preisdifferenzierung dem Ziel der Gesamtwohlfahrtsmaximierung nachkommen. Die 

perfekte Preisdifferenzierung wäre hierbei pareto-optimal und hätte maximierenden Charakter 

(Varian, 1996). Dies gilt auch für die Gleichgewichtsallokation im vollkommenen Wettbe-

werbsmarkt (Frank & Cartwright, 2013). Selbst Geschäftspraktiken, die in sich ausbeuterisch 

sind, wären legitimiert, solange sie die Gesamtwohlfahrt erhöhen. Somit wäre der Anbieter 

verpflichtet, die Information der Zahlungsbereitschaften und Framing-Effekte durch seine 

Machtposition auszunutzen. Bei einer Generalisierung müssten die Kosten, welche in Abhän-

gigkeit des Detailgrades der Segmentierung entstehen, mit den Abschöpfungspotentialen ver-

glichen werden. Die Diskriminierung würde hingegen den Wohlfahrtsverlust kaum reduzieren, 

da die erfolgreiche Segmentierung auf den individuellen Zahlungsbereitschaften basieren muss. 

Eine Intransparenz bezüglich der Information, dass Preise differenziert werden, wäre gar er-

wünscht, wenn sich dadurch der Output erhöht. Der Anbieter kann beispielsweise proaktiv 
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Transaktionskosten aufwenden, indem er die Ähnlichkeit reduziert (Xia et al., 2004). Dies 

müsste mit dem Risiko abgewogen werden, ob dem Konsumenten die Preisdifferenzierung ex 

post der Transaktion bewusst wird und er infolgedessen sein Konsumverhalten anpasst. Gestal-

tet der Anbieter seine Preisbildung hingegen transparent, so könnte die Gewährung der Kon-

trolle der eigenen Identität den Konsumenten dazu verleiten, den Anbieter zu verwirren, was 

die Transaktionskosten erhöhen würde und in einem Wettrüsten resultieren könnte (Reinartz et 

al., 2017). Da der Konsument allerding ebenfalls utilitaristisch im Dienste der Gesamtheit han-

deln müsste, hätte er ehrliche Angaben zu machen.  

Wird allerdings die Position des Regelutilitarismus eingenommen, so müssen bestimmte Re-

geln stets befolgt werden, solange sie nutzenmaximierend wirken (Frankena, 2017). Nach die-

ser Auffassung ist eine Ausnutzung, Generalisierung oder Intransparenz stets abzulehnen, auch 

wenn sie im Einzelfall einen positiven Nettonutzen aufweist, denn im allgemeinen Fall erachtet 

der Autor den gesellschaftlichen Nutzen dieser Praktiken als negativ.  

Es stellt sich hier allerdings die Frage, ob die Gesamtwohlfahrt als alleiniger Indikator des ge-

sellschaftlichen Nutzens ausreichend ist. Die klassisch hedonistische Auffassung des Utilitaris-

mus sieht eine Maximierung der Lust (griech. hedone) und dadurch des Glücks vor (Höffe, 

2013). Dazu, Glück durch eine Erhöhung der Produzentenrente zu verspüren, sind Unterneh-

men allerdings nicht direkt in der Lage. Werden demnach die Konsumenten ins Zentrum der 

Betrachtung gerückt, so ist zu erkennen, dass sich deren Nutzen durch eine differenzierte Preis-

setzung und die daraus resultierende einseitige Rentenverteilung reduziert, wenn der Markt mo-

nopolistisch bleibt. Selbst wenn neue Konsumenten einen Marktzugang finden, verkleinert sich 

der aggregierte Nutzen. Pigou (1932) hält dem entgegen, dass die monetäre Umverteilung von 

einkommensstärkeren zu einkommensschwächeren Personen eine Voraussetzung zur Wohl-

fahrtsoptimierung ist. Dies begründet er mit dem abnehmenden Grenznutzen aus dem Konsum. 

Denn eine monetäre Umverteilung eines Finanzstarken zu einem Finanzschwachen würde Letz-

terem zu mehr Nutzen aus dem neu möglich gewordenen Konsum verhelfen, als es den finan-

ziell Stärkeren kosten würde. Am Fallbeispiel der Medizin ist dies anschaulich zu beobachten, 

da der Grenznutzen in kleinen Mengen ausgesprochen gross ist und mit Zunahme des Konsums 

erheblich abnimmt. Eine ähnliche Argumentation liefert der Prioritarismus als eine Variante 

des Utilitarismus. Dieser gewichtet den Nutzenzuwachs schlechtergestellter Individuen expo-

nentiell stärker als den Nutzenverlust der bessergestellten Bevölkerung (Lumer, 2014). Im 

Sinne des Prioritarismus argumentiert Rawls (1993), dass eine (ökonomische) Handlung den 

grösstmöglichen Vorteil für das sozial schwächste Individuum liefern soll. Dies widerspricht 
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der absoluten Aggregation der jeweiligen Nutzen, wie es dem klassischen Utilitarismus zu-

grunde liegt. Somit sehen Anhänger des Prioritarismus einen Nutzen in der sozialen Gleichheit. 

Deshalb kann eine Preisdifferenzierung aus prioritaristisch-utilitaristischer Sicht zu bevorzugen 

sein, solange dadurch neue Konsumenten einen Marktzugang finden. 

Allerdings kann auch der Unternehmenserfolg positive Auswirkungen auf das Wohlergehen 

der Konsumenten haben. Diesbezüglich führt Koslowski (1988) aus, dass Konsumenten als 

Mitglieder der Gesellschaft indirekt von diesem profitieren. Ein höherer Unternehmenserfolg 

bewirke eine Reduktion des Arbeitsdruckes und führe so zu einer besseren Arbeitsatmosphäre. 

Auch kämen Unternehmensgewinne der Gesellschaft in Form von Steuern zugute (Koslowski, 

1998). 

4.5 Entscheidung 

4.5.1 Allgemein 

Der Markt könnte sich durch differenzierte Preise in Richtung eines Wettbewerbsmarktes ent-

wickeln, wodurch letztendlich wieder Einheitspreise vorherrschen würden (Choudhary et al., 

2005). Deshalb muss ex ante der Preissetzung eingeschätzt werden, wie sich der Markt entwi-

ckeln würde. Wird der Schluss gezogen, dass der Markt sich in Richtung eines Wettbewerbs 

entwickelt, so erachtet der Autor die Preisdifferenzierung als moralisch geboten. Durch den 

Preiskampf der Anbieter kann sich der Marktpreis bis zu den Grenzkosten reduzieren, wodurch 

die Konsumenten mehr Rente abschöpfen (Chen & Iyer, 2002). Folglich wird die Fähigkeit der 

Ausnutzung, Diskriminierung und Intransparenz für die Anbieter eingeschränkt. Zudem erhöht 

sich der Output, wodurch sich der monopolistische Wohlfahrtsverlust reduziert (Borgesius & 

Poort, 2017). Somit ist diese Marktentwicklung besonders aus utilitaristischer Sicht wünschens-

wert. Indem neue Konsumenten einen Marktzugang finden, erhöht sich zudem die soziale 

Gleichheit insofern, dass der Status der Schwächsten am meisten gestärkt wird. So sieht auch 

Koslowski (1988) den Wettbewerbsmarkt als eine Bedingung fairer Preise.  

Sollte der Markt monopolistisch bleiben, so müssen die moralischen Argumente aller beteilig-

ten Stakeholder im Sinne der integrativen Wirtschaftsethik gegeneinander abgewogen werden. 

Als Ausgangspunkte sind hierbei das Gewinnprinzip als moralisch legitimes Argument und die 

Preissetzungsfreiheit als Ausdruck der Autonomie des Anbieters aufzuführen.  

Eine absichtlich intransparente Preissetzung ist nach allen vorgestellten Moraltheorien abzu-

lehnen. Während die Tugendethik ein angemessenes Mass Transparenz verlangt, wird Letztere 

in der kantischen Deontologie eine absolute Maxime. Nach utilitaristischer Argumentation 
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kann eine absichtliche Intransparenz als Mittel zum Zweck des Verkaufs dienen. Würde sich 

der Konsument dessen allerdings irgendwann bewusst werden, so hätte dies durch seine nega-

tiven Reaktionen nutzenmindernde Transaktionskosten zur Folge (Xia et al., 2004). Auch wenn 

der Anbieter dem entgegenwirken kann (Xia et al., 2004), hat eine solche Geschäftspraktik auf 

lange Sicht wohl wenig Erfolg und mindert den Gesamtnutzen. Als Ausdruck der transparenten 

Gestaltung von differenzierten Preisen ist aus moralischer Sicht auch die Kontrolle der eigenen 

(digitalen) Identität zu gewährleisten. Allerdings verlangen auch alle drei Moraltheorien, dass 

der Konsument seine personenbezogenen Merkmale ehrlich und wahrheitsgetreu zu behandeln 

hat, sofern er diese angeben will. Des Weiteren verbietet die Moral, die Konsumenten auf Basis 

von diskriminierenden Merkmalen zu segmentieren. Besonders aus deontologischer und tu-

gendethischer Sicht ist dies zu verbieten, da es den Menschen und seine Würde nicht respek-

tiert. Auch die Generalisierung ist aus deontologischer Sicht abzulehnen, da jeder Konsument 

als Individuum respektiert werden muss. Im Gegensatz dazu kann die Generalisierung aus uti-

litaristischer Sichtweise so lange legitimiert sein, bis die Kosten, welche sich auch in der Glück-

sempfindung der Konsumenten niederschlagen, den Nutzen einer genaueren Segmentierung 

übersteigen. Die Tugendethik besagt, dass eine perfekte Einschätzung des Konsumenten nicht 

realistisch ist und fordert eine Segmentierung, die im Rahmen des Machbaren liegt. Wo genau 

dieses gesunde Mass an Informationen liegt, müsse allerdings im Einzelfall beurteilt werden. 

Dieser Argumentation folgt der Autor und verbietet deshalb eine zu einfach gehaltene Diffe-

renzierung. Beispielsweise empfindet er die blosse Unterscheidung des Geschlechts, wie es 

beim Gender-Pricing betrieben wird, als eine unzureichende Differenzierungsgrundlage.  

Es lässt sich zusammenfassen, dass die Diskriminierung, zu einfache Generalisierung und ab-

sichtliche Intransparenz aus moralischer Sicht verwerflich sind. Letzteren beiden könnte der 

Anbieter durch die Gewährung der Kontrolle der eigenen (digitalen) Identität entgegen wirken, 

indem die identifizierten Merkmale dem Konsumenten offengelegt werden, welcher diese an-

schliessend wahrheitsgetreu auf Richtigkeit und Vollständigkeit überprüfen kann. Diese drei 

Normenverletzungen sind der Preisdifferenzierung allerdings nicht fest zugeschrieben, da die 

Preisdifferenzierung ohne sie auskommen kann. Deshalb ist die Preisdifferenzierung nach An-

sicht des Autors stets zu verbieten, sollte einer dieser Normen verletzt werden.  

Sollten diese drei moralischen Verbote beachtet werden, ist aus ethischer Sicht relevant, ob der 

Anbieter durch die Preisdifferenzierung jenen Kunden, welche unter Monopolpreisen ausge-

schlossen wurden, einen Marktzugang eröffnet. Gewährt er lediglich einen differenzierten Preis 

über dem Monopolpreis, so gibt es keine Erhöhung des Outputs, wodurch der 
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gesamtwirtschaftliche Wohlfahrtsverlust bestehen bleibt (Borgesius & Poort, 2017). Aus utili-

taristischer Sicht ist die Preisdifferenzierung unter diesen Umständen abzulehnen. Auch wenn 

die soziale Gleichheit dadurch erhöht wird, so gilt der Einwand von Elegido (2011), dass ihr 

durch das Leveling-down kein intrinsischer Wert zukommen soll. Zudem ist die aus dem Le-

veling-down resultierende, einseitige Rentenverteilung aus tugendethischer Sicht verwerflich. 

Sie respektiert nicht die Interessen anderer Stakeholder, sondern diene einzig der rücksichtslo-

sen Rentenabschöpfung. Deshalb könne auch der Vorwurf der Ausnutzung der Monopolmacht 

geltend gemacht werden. Die Ausnutzung ist besonders aus deontologischer Sicht zu verbieten, 

da der Mensch zwecks einer Gewinnmaximierung instrumentalisiert wird. Der Autor sieht diese 

Normenverletzungen als überwiegend an, sodass ein Unternehmen die Preise nicht differenzie-

ren darf, solange dies neuen Konsumenten keinen Marktzugang gewährt. 

Sollten hingegen neue Konsumenten einen Marktzugang durch differenzierte Preise finden, so 

würde sich der Wohlfahrtsverlust reduzieren (Borgesius & Poort, 2017). Dies stellt kein abso-

lutes Leveling-down dar, da die Konsumenten, welche neu am Markt teilnehmen können, einen 

Nutzenzuwachs erlangen. Aus utilitaristischer Sicht kann die Preisdifferenzierung demnach 

wünschenswert sein, da sie den Nutzen der Gesamtwohlfahrt erhöht. Aus einer hedonistischen 

Auffassung des Utilitarismus kann hingegen argumentiert werden, dass der aggregierte Nutzen 

und somit die aggregierte Lust der Konsumenten sinken, wodurch die Preisdifferenzierung ab-

zulehnen wäre. Dem ist zu entgegnen, dass auch der unternehmerische Erfolg den Konsumen-

ten indirekt zugutekommen kann (Koslowski, 1988). Zudem können neue Konsumenten, durch 

einen abnehmenden Grenznutzen aus dem Konsum, einen höheren Nutzenzuwachs durch den 

Marktzugang erlangen als bisherige Konsumenten an Nutzen verlieren (Pigou 1932). So sieht 

der Prioritarismus vor, dass der Nutzenzuwachs der finanziell schwächeren Konsumenten hö-

her gewichtet wird als der Nutzenverlust der finanziell stärkeren (Lumer, 2014). Somit dient 

die Preisdifferenzierung der sozialen Gleichheit, welcher Egalitaristen einen intrinsischen Wert 

zusprechen (Schleidgen, 2017). Dies gilt auch für Luck-Egalitaristen, da eine ungleiche Vertei-

lung an Vermögen nicht ausschliesslich selbstverschuldet ist (Schnitzlin, 2013) und somit die 

Forderung von Rawls (1933) nach einer Ausgleichung in diesem Fall Anwendung findet. Diese 

Umverteilung hat allerdings keinen solidarischen Charakter. Aufgrund dieser Argumente hält 

der Autor ein Verbot der Preisdifferenzierung nicht für sinnvoll, auch wenn die ungleiche Ren-

tenverteilung und die produzentenseitige Ausnutzung noch immer Einfluss nehmen. Deshalb 

sollen differenzierte Preise unter der Bedingung, dass dadurch finanzschwächere Konsumenten 

einen Marktzugang finden, aus moralischer Sicht erlaubt sein. 
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Einen zusammenfassenden Überblick, wie die Preisdifferenzierung dritten Grades zu bewerten 

ist, ist dem Schema in Abbildung 4 zu entnehmen. Da in der Güterabwägung bestimmte Gege-

benheiten oder moralische Normen stets überwiegen, ist der Aufbau des Schemas einem Ent-

scheidungsbaum nachempfunden.  

Wie lassen sich diese Entscheidungen aus der Sicht der Tausch- und Verteilungsgerechtigkeit 

bewerten? Nozick (1974) argumentiert aus der Position eines radikalen Marktliberalisten, dass 

jeder Tausch als gerecht und sogar wohlfahrtsfördernd gilt, wenn er auf freiwilliger Basis ein-

gegangen wird und somit beidseitig einen Nutzen bereitet. So würde auch die aristotelische 

Tauschgerechtigkeit erfüllt sein, welche einen äquivalenten Austausch von Leistung und Ge-

genleistung fordert (Koslowski, 1988). Nach Marcoux (2006) ziehen Konsumenten, als Aus-

druck ihrer jeweiligen Zahlungsbereitschaft, einen unterschiedlichen Nutzen aus einem Tausch, 

weshalb sie in Anwendung des Äquivalenzprinzips auch unterschiedlich viel zu zahlen hätten. 

Somit würde die aristotelische Tauschgerechtigkeit eine Preisdifferenzierung gar fordern. In 

moderneren Theorien der Tauschgerechtigkeit wird diese breiter gefasst als Aristoteles es tat 

(Goppel et al., 2016). Einige dieser Theorien basieren auf den Überlegungen Thomas von 

Aquin, welcher fordert, dass ein gerechter Preis nicht ausschliesslich vom Wert der Güter ab-

hängen soll, sondern vielmehr von den Bedingungen des Tausches und dem Verhalten der be-

teiligten Parteien (1485, zit. nach Goppel et al., 2016). Somit sind die intransparente Preisge-

staltung, die Diskriminierung, die ungenaue Generalisierung und die Ausnutzung, welche in 

einer ungleichen Rentenverteilung resultiert, abzulehnen. Da nur die Ausnutzung und die 

Preisdifferenzierung 3. Grades 

Intransparenz, Diskriminierung oder 

zu einfache Generalisierung? 
geboten 

Entwicklung eines Wettbewerbs-

marktes wahrscheinlich? 

 

verboten 

erlaubt verboten 

Marktzugang für neue 

Konsumenten? 

 

ja 

ja 

ja 

nein 

nein 

nein 

Abbildung 4. Entscheidungsbaum  

Quelle: eigene Darstellung. 
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ungleiche Rentenverteilung der Preisdifferenzierung fest zugeschrieben sind, kann argumen-

tiert werden, dass eine Erhöhung der Verteilungsgerechtigkeit und Einhaltung der nicht fest 

zugeschriebenen moralischen Prinzipien die Preisdifferenzierung legitimieren können. So kann 

die soziale Gleichheit erhöht werden, indem gewisse Konsumenten erstmalig einen Marktzu-

gang finden.  

4.5.2 Sonderfälle 

4.5.2.1 Grundgüter 

Nach Ansicht des Autors kommt dem Marktzugang bei einer Preisdifferenzierung auf Grund-

güter eine besondere Relevanz zu, da Grundgüter die Grundlage allgemeiner Lebensvorausset-

zungen bilden (Rawls, 1971). Somit sind sie eine Voraussetzung für ein würdevolles Leben. 

Kant (1785) sieht die Achtung der menschlichen Würde als oberstes Gebot, weshalb sie nicht 

abgewogen werden darf. Wenn angenommen werden kann, dass sich der Markt durch die Preis-

differenzierung in Richtung des Wettbewerbsmarktes entwickelt, so soll dies auch bei Grund-

gütern als positiv zu bewerten sein, da neue Konsumenten einen Zugang zu den grundlegenden 

Produkten und Dienstleistungen finden. Somit kommt der sozialen Gleichheit ein bedeutender 

moralischer Wert zu. Des Weiteren sinkt der Wohlfahrtsverlust, was aus utilitaristischer Sicht 

positiv zu bewerten ist. Auch die Kenntnis über die Zahlungsbereitschaften kann aufgrund des 

Wettbewerbsdrucks nicht mehr ausgenutzt werden. Deshalb ist in diesem Fall die Preisdiffe-

renzierung moralisch geboten. Allerdings müssten hierbei die Anbieter noch immer genügend 

Anreiz haben, für die Entwicklung und Bereitstellung der Grundgüter zu sorgen.  

Sollte hingegen der Markt monopolistisch bleiben und sollten keine neuen Konsumenten einen 

Marktzugang erlangen, so ist die Preisdifferenzierung höchst verwerflich und moralisch zu ver-

bieten. Neben der Leveling-down-Objection und der ungleichen Rentenverteilung ist hier be-

sonders das Ausnutzungsverbot betroffen. Der Grund hierfür ist, dass Konsumenten bei Grund-

gütern eine äusserst grosse Notwendigkeit aufweisen und deshalb eine besonders hohe Zah-

lungsbereitschaft besitzen (Ganz-Keppeler, 1966). Diese abzuschöpfen, käme der Ausnutzung 

einer Notlage gleich, was besonders aus deontologischer Sicht verwerflich wäre. Somit ist auch 

die Freiwilligkeit am Tausch nicht mehr gegeben, welche als Voraussetzung eines fairen Han-

dels gilt (Nozick, 1974).  

Finden hingegen neue Konsumenten durch die Preisdifferenzierung einen Marktzugang, so soll 

dies nach dem kantischen Argument der Menschenwürde als geboten betrachtet werden. Da 

Grundgüter essenziell für das menschliche Leben sind, ist der Zugang für möglichst viele 
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Menschen sicherzustellen. Als Fallbeispiel kann hier die Medikamentenpreisdifferenzierung 

herangezogen werden, bei der in finanziell schwächeren Ländern ein geringerer Preis verlangt 

wird (Yadav, 2010). Diesbezüglich ist jedoch die Frage zu klären, ob der neu ermöglichte 

Marktzugang eine Diskriminierung, ungenaue Generalisierung oder Intransparenz rechtfertigt. 

Um den Marktzugang für neue Konsumenten zu ermöglichen und gleichzeitig den bisherigen 

Konsumenten nicht zu verschliessen, ist eine Diskriminierung und Generalisierung ohnehin ab-

zulehnen, da die individuellen Konsumenten nicht anhand ihrer Zahlungsbereitschaften seg-

mentiert werden. Hierbei sieht der Autor eine besondere Herausforderung in der Beachtung des 

Generalisierungsunrechts. Jeder Mensch sollte möglichst individuell seinem Vermögen ent-

sprechend bepreist werden. Anderenfalls könnten beispielsweise die finanziell schwächsten 

Menschen in finanzstärkeren Ländern keinen ausreichenden Zugang zur medizinischen Versor-

gung mehr finden. Eine absichtliche Intransparenz zum Zwecke des Verkaufs kann den Markt-

zugang neuer Konsumenten ermöglichen, wodurch nach utilitaristischer Argumentation der 

Gesamtnutzen steigen kann. Ob diese Strategie langfristigen Erfolg verspricht, ist allerdings 

fraglich. So lehnt der Autor die intransparente Preisdifferenzierung ab, zumal die Moral eine 

Solidarität verlangt, welche die Intransparenz obsolet macht. Denn aus moralischer Sicht kann 

von den Konsumenten verlangt werden, dass sie eine Preisdifferenzierung akzeptieren, wenn 

dadurch sozial Schwächeren geholfen wird.  

4.5.2.2 Höhere Bepreisung ärmerer Konsumenten 

Bisher wurde von der Grundannahme ausgegangen, dass finanziell besser situierte Leute eine 

höhere Zahlungsbereitschaft bzw. -fähigkeit aufweisen und deshalb höher bepreist werden. An-

hand der Poverty-Penalty, die sowohl Grundgüter als auch Nichtgrundgüter umfasst, ist aller-

dings zu sehen, dass von finanziell schwächeren Personen in bestimmten Märkten ein höherer 

Preis verlangt wird (Mendoza, 2011). Dies schadet besonders dem moralischen Wert der sozi-

alen Gleichheit, da die Preisdifferenzierung in diesem Fall die Schere zwischen arm und reich 

vergrößert. Des Weiteren kann dies dazu führen, dass finanziell schwächere Konsumenten am 

Markt nicht teilnehmen können, wodurch sich der Output und somit die Wohlfahrt reduzieren, 

was besonders aus utilitaristischer Sicht abzulehnen ist. Aus deontologischer Sicht wäre bei 

Grundgütern die menschliche Würde verletzt, wenn deren Zugang nicht sichergestellt ist. Al-

lerdings ist am Fallbeispiel der Poverty-Penalty auch zu sehen, dass die Preisdifferenzierung 

meist auf höheren Kosten basiert (Morduch, 1999; Hauser et al., 2018; Jansen et al., 2006). 

Deshalb ist anzunehmen, dass die Anbieter nicht zusätzliche Renten abschöpfen, sondern sich 

bereits auf dem Grenzkostenniveau bewegen. Aus diesem Grund ist die Rentenverteilung aus 
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der Konsumentenperspektive nicht als unfair zu betrachten. Vielmehr lautet die Argumentation 

der Anbieter, dass höhere Preise im Sinne eines finanziell nachhaltigen Unternehmens notwen-

dig sind, um die Leistungen in ärmeren Regionen überhaupt anbieten zu können. So sprechen 

Pärli und Oberhausser (2019) von einer gerechteren Verteilung der Kosten. Auch die Dual-

Entitlement-Theory legt nahe, dass Preisaufschläge, die durch Kosten gerechtfertigt sind, nicht 

als unfair wahrgenommen werden (Kahneman et al., 1986a, 1986b). Es scheint hier keine Nor-

menverletzung vorzuliegen, da die wahrgenommene Preisfairness von geltenden Normen ab-

hängt (Xia et al., 2004). Da in dieser Arbeit die Preisdifferenzierung im Vergleich zum Status 

quo beurteilt wird, sieht der Autor sie als moralisch erlaubt an, solange sie auf erhöhten Kosten 

beruht. Dies erachtet er als wünschenswerter, als wenn gar kein Angebot bestehen würde. Be-

sonders bei Grundgütern ist aus moralischer Sicht deren Versorgung sicherzustellen. Die Ver-

antwortung liegt nach Koslowski (1988) hier allerdings beim Staat und nicht bei privatwirt-

schaftlichen Unternehmen. So ist die Erlaubnis kein endgültig zufriedenstellendes Urteil, son-

dern es müssten weitere Alternativen in Betracht gezogen werden.  
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5 Fazit 

Obwohl die Preisdifferenzierung durch das Aufkommen des E-Commerce breitflächig einge-

setzt werden könnte, lassen sich differenzierte Preise in der Praxis relativ selten finden (Zander-

Hayat et al., 2016). Dies hängt wohl mit den negativen Konsumentenreaktionen zusammen, 

welche die Anbieter fürchten (Xia et al., 2004). Ausgangspunkt dessen ist die wahrgenommene 

Unfairness von Konsumenten gegenüber differenzierten Preisen, welche durch Normenverlet-

zungen, die mit der Preisdifferenzierung einhergehen, erklärt werden können (Xia et al., 2004). 

Die Ausarbeitung dieser Normen, welche in der ethischen Beurteilung der Preisdifferenzierung 

dritten Grades Einfluss nehmen, stellte das erste Ziel dieser Arbeit dar. In einem zweiten Schritt 

wurden die Normen den drei grundlegenden Moraltheorien gegenübergestellt und gegeneinan-

der abgewogen. Ziel dessen war es, ein Schema zu entwickeln, mit dessen Hilfe geklärt werden 

kann, wann der Preisdifferenzierung im Vergleich zum monopolistischen Einheitspreis welcher 

deontische Operator zukommen soll.  

Es zeigte sich, dass der neoliberale Ansatz nach Milton Friedman (1970, S. 122): ”The social 

responsibility of the business is to increase its profits”, zu kurz greift. Die monopolistische 

Marktbeherrschung, welche nach Phlips (1983) als Voraussetzung der erfolgreichen Preisdif-

ferenzierung gilt, untergräbt die wohlfahrtsfördernde Funktion des vollkommenen Wettbe-

werbs, welcher in Friedmans Argumentation vorausgesetzt wird. Die soziale Verantwortung 

der Unternehmen geht deshalb bei der Preisdifferenzierung über das sogenannte Gewinnprin-

zip, mit dem die Preissetzungsfreiheit einhergeht, hinaus. Es soll allerdings als parteiliches Ar-

gument eingebracht werden. Somit wurde in dieser Arbeit auf der Basis der integrativen Wirt-

schaftsethik argumentiert, welche eine Berücksichtigung der Ansprüche aller legitimen Stake-

holder fordert (Ulrich, 1997, 1998). Die Ansprüche des Konsumenten sind dabei als legitim zu 

erachten, da er durch die Preisdifferenzierung direkt betroffen ist. 

So kann bei der preispolitischen Marktsegmentierung, wie Fassnacht (2003) die Preisdifferen-

zierung beschreibt, die moralische Norm des Diskriminierungsverbots missachtet werden. Die 

Forderung der Gleichbehandlung kann allerdings vernachlässigt werden, da eine unterschied-

lich hohe Zahlungsbereitschaft als relevante Rechtfertigung der Ungleichbehandlung dient. 

Vielmehr verlangt der moralische Wert des Generalisierungsverbots, dass ein Konsument als 

Individuum behandelt und nicht auf einzelne Merkmale reduziert werden soll. Des Weiteren 

haben Anbieter einen Anreiz, durch ihre differenzierte Preispolitik die gebotene Transparenz 

zu missachten, da Konsumenten aufgrund ihrer wahrgenommenen Unfairness gewinnmindernd 

reagieren können (Odlyzko, 2004). Diese drei moralischen Werte sind der Preisdifferenzierung 
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allerdings nicht fest zugeschrieben. Demgegenüber ist der moralische Wert des Ausnutzungs-

verbots durch die klassische Preisdifferenzierung stets verletzt. Denn der Einsatz der monopo-

listischen Marktposition und der Kenntnis über die unterschiedlichen Zahlungsbereitschaften 

gelten als Voraussetzungen der Preisdifferenzierung (Phlips, 1983). Die Ausnutzung dieser 

Machtposition beruht auf eigensinnigen Motiven der Gewinnmaximierung, wodurch die Kon-

sumenten weniger individuelle Renten einfahren und das gesellschaftliche Problem der unglei-

chen Rentenverteilung entsteht. Allerdings ist es denkbar, dass neue Konsumenten durch die 

Preisdifferenzierung einen Marktzugang finden, da ihnen ein niedrigerer Preis als der einheit-

liche Monopolpreis zugesprochen werden kann (Michalski, 1932). Infolgedessen würde sich 

die soziale Gleichheit erhöhen.  

In einem oligopolistischen Markt entsteht durch die Möglichkeit der Preisdifferenzierung ein 

Gefangenendilemma, bei dem die Anbieter einen Anreiz haben, den Preis jedes Konsumenten 

gegenseitig zu unterbieten, wodurch sich der Markt zu einem Wettbewerbsmarkt entwickeln 

kann (Choudhary et al., 2005). Die Preisdifferenzierung soll als geboten betrachtet werden, 

sollte angenommen werden, dass ein solcher Unterbietungswettstreit entsteht. Denn der Wohl-

fahrtsverlust und die Ausnutzungsmöglichkeit sowie die Möglichkeit der Diskriminierung und 

Intransparenz würden sich reduzieren, während sich die soziale Gleichheit insofern erhöht, dass 

alle Konsumenten bessergestellt werden. Sollte hingegen der Markt seine monopolistische 

Struktur beibehalten, ist eine Preisdifferenzierung, welche mit einer Diskriminierung, absicht-

lichen Intransparenz oder zu einfach gehaltenen Generalisierung einhergeht, moralisch zu ver-

bieten. Um diese Normenverletzungen zu vermeiden, könnte der Anbieter den Konsumenten 

die Kontrolle der eigenen (digitalen) Identität gewähren. Da sich die Preisdifferenzierung von 

diesen drei Normenverletzungen allerdings frei machen kann, muss abgewogen werden, inwie-

fern das Gewinnprinzip und die soziale Gleichheit die Ausnutzung und ungleiche Rentenver-

teilung rechtfertigen können. Hierbei schliesst sich der Autor einer utilitaristisch-prioritaristi-

schen Argumentation an und erlaubt die Preisdifferenzierung, wenn dadurch finanziell schwä-

chere Konsumenten, für die der Monopolpreis zu hoch war, erstmals am Tausch teilnehmen 

können. Der dadurch erhöhten sozialen Gleichheit kommt dabei ein intrinsischer Wert zu, da 

sie nicht durch ein absolutes Leveling-down entstanden ist. Auch aus einer luck-egalitaristi-

schen Betrachtung hat die soziale Gleichheit hier einen moralischen Wert, da die Verteilung 

des Vermögens nicht in vollem Umfang selbstverschuldet ist (Schnitzlein, 2013). Der durch die 

Preisdifferenzierung ermöglichte Marktzugang für neue Konsumenten ist bei Grundgütern gar 

geboten, da Letztere als Grundlage allgemeiner Lebensvoraussetzungen gelten (Rawls, 1971). 
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Weiter ist es denkbar, dass die Preise für finanzschwächere Konsumenten höher gesetzt werden, 

wodurch die soziale Gleichheit und die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt auf den ersten Blick 

abnehmen. Die höhere Bepreisung finanziell schwächerer Personen hängt jedoch meist mit hö-

heren Kosten für den Anbieter zusammen (Morduch, 1999; Hauser et al., 2018; Jansen et al., 

2006). Deshalb ist dies die einzige Möglichkeit, die Produkte den entsprechenden Konsumen-

ten überhaupt anbieten zu können. Somit ist die Preisdifferenzierung in diesem Fall zu erlauben, 

denn hierbei ist der moralische Wert des Ausnutzungsverbots und der gerechten Rentenvertei-

lung nicht betroffen. Allerdings kommt hierbei die Frage nach der Verantwortlichkeit für die 

Versorgung mit Grundgüter auf.  

An dem vorangegangenen Beispiel der Poverty-Penalty ist ersichtlich, dass in der spezifischen 

Anwendung des in dieser Arbeit ausgearbeiteten Bewertungsschemas zusätzliche grundlegende 

Fragen der Moral auftreten. Weitere grundsätzliche moralische Fragen könnten sein, wer die 

Verantwortung des unternehmerischen und technisch automatisierten Handelns trägt, wie weit 

der Datenschutz zu berücksichtigen ist, welche Leistungen genau unter die Definition der 

Grundgüter fallen, oder wo ein angemessenes Mass an Generalisierung liegt. Somit beruht das 

Bewertungsschema, welches klärt, wann die Preisdifferenzierung dritten Grades ethisch legiti-

miert ist, auf weiteren moralischen Fragen, welche es in der Anwendung erst zu klären gilt. 

Nach Kenntnis des Autors gibt es bisher keine vergleichbaren Untersuchungen der Preisdiffe-

renzierung bezüglich deren ethischer Einordnung. Somit berücksichtigt das Schema lediglich 

Normen und Werte, die im allgemeinen Fall auftreten. In der praktischen Anwendung auf einen 

Einzelfall müssten deshalb die jeweiligen Gegebenheiten zusätzlich berücksichtigt werden. 
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